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Soziale Reaktion.
Koalitionsfreiheit vor 50 Jahren und heute!

Als ſich vor kurzem die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft
Deurſchlands des Tages erinnerte, an dem vor fünfzig Jahren
der Allgemeine deutſche Arbeiterverein gegründet wurde, hätte
ſich die Feier gleichzeitig mit dem Gedanken an einen
fünfzigjährigen Kampf auf ſozialem Gebiete
verbinden können. Denn in ſeinem „Offenen Antwort-
ſchreiben“ wies Laſſalle dem Proletariat nicht nur den Veg
ſelbſtändiger politiſcher Organiſation; er bedeutete der in
difſerenten oder beſtenfalls im Schlepptau des bürgerlichen
Liberalismus feſtgehaltenen Maſſe gleichfalls in ſeiner Weiſe,
welche Kämpfe ſie auf ſozialem Gebiet zu ihrer Befreiung z.
führen habe. Dabei fällt denn auf, daß Laſſalle die Anſicht
verkündete, es ſei „Aufgabe des Staates, die große Sache
der freien individuellen Aſſoziation des Arbeiterſtandes
fördernd und entwickelnd in ſeine Hand zu nehmen und es zu
ſeiner heiligſten Pflicht zu machen, ihm die Mittel und Mög-
lichkeit zu dieſer ſeiner Selbſtorganiſation und Selbſtaſſozia-
tion zu bieten“. Laſſalle war viel zu ſehr Realvpolitiker und
Mann der Gegenwart, als daß er für nebelgraue Zukunft s-
fernen ein Luftſchloß aufzubauen der Mühe wert vefunven
hätte. Auch wußte er gewiß, daß aus ſeinen unverbindlichen
Unterredungen mit Bismarck allein keine Schlüſſe von
weittragender Bedeutung zu ziehen waren; vielmehr muß ganz
allgemein die damalige Situation der ſtaatlichen Förde-
rung des Organiſationsgedankens günſtig geweſen
ſein.

Jn der Tat lehrt denn auch ein Blick auf die Stellung der
preußiſchen Regierung vor 50 Jahren, daß dieſe der Arbeiter-
koalition verhältnismäßig freundlich war und daß die Staats
lenker zu dieſer Stellung nicht allein in der demagogiſchen Ab-
ſicht, die widerſpenſtigen bürgerlichen Schichten durch die prole-
tariſche Kangaille in Schach zu halten, gekommen ſein konnten.
Wohl erklärte ſich die Regierung im beſagten Jahre 1863 noch
ausdrücklich gegen die Beſeitigung des Koalitionsverbots,
das die vom Abgeordnetenhauſe eingeſetzte Kommiſſion für
Handel und Gewerbe vorgeſchlagen hatte; und zwar brachte ſie
zugunſten ihres Sträubens das Argument vor, daß die
arbeitenden Klaſſen ſelbſt die Aufhebung des Verbots noch gar
nicht begehrt hatten. Dieſen Einwand ſtraften die Arbeiter
auf fortſchrittliche Anregung hin zwar bald Lügen, aber ein
Kern von Wahrheit lag doch in ihm. Denn es herrſchten zu
jener Zeit auf ſozialpolitiſchem Gebiete in der Tat Zuſtände,
die mit den heutigen, die ganze Kulturwelt erſchütternden
Kämpfen verglichen, faſt paradieſiſcher Natur waren. Jn
ſeinem niederdrückenden Elend war dem Arbeiter gar nicht der
Gedanke gekommen, daß er die Pflicht habe, an ſeinen
Feſſeln zu rütteln. Die Regierung nahm, getrieben u. a.
durch das von anderen deutſchen und nichtdeutſchen Staaten
gegebene Beiſpiel, eine Koalitionsſtatiſtik auf, die dann
1865 veröffentlicht wurde. Die Angaben darin gingen bis auf
das Jahr 1845 zurück und brachten die auffallende Tatſache ans
Licht, daß im altpreußiſchen Gebiete ungeachtet allen wirt-
ſchaftlichen Druches im Laufe zweier Jahrzehnte alles in allem
nur in 51 Fällen ſich Arbeitergruppen gegen das Koalitions-
recht vergangen hatten. Es kamen Jahre vor, wo überhaupt
kein derartiger Fall zu verzeichnen war, andere Jahre, ſo auch
das Jahr 1860, brachten ein einziges derartiges Vergehen. Jm
beſonderen beſagt der Bericht, den der Handelsminiſter
dem Abgeordnetenhauſe in dieſer Angelegenheit vor-
legte: „Es haben im ganzen nicht mehr als 26 Fälle kon-
ſtatiert werden können, in welchen eine Beſtrafung auf Grund
des S 182 der Gewerbeordnung (von 1845, die das Koalitions-
verbot enthielt) ſtattgefunden hat. Von den Fällen, in welchen
es nicht dazu gekommen iſt, werden nur die einigermaßen
wichtigeren in einer Geſamtzahl von 29 mitgeteilt. Faſt die
Hälfte aller Arbeitseinſtellungen und der Verſuch dazu (23)
trifft auf Handwerker. Von den erſteren Fällen waren nur
etwa fünf durch die größere Zahl der Teilnehmer (einige
hundert, ſoweit Angaben vorliegen) von Bedeutung.“ Die
Mehrzahl wird im Bericht ſelbſt als unerheblich bezeichnet. Die
längſte Dauer einer Arbeitseinſtellung betrug zehn Tage.

An der Darſtellung dieſer Tatſachen fällt ſchon die milde Be
urteilung auf, die ihnen amtlich zuteil wurde. Doch weit mehr
iſt angeſichts der zahlreichen Opfer, die neben den auf Arbeits-
kämpfe angewandten Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs allein
der S 153 der Gewerbeordnung infolge rückſichtsloſeſter An-
wendung heutigen Tages fordert, die Nachſicht bemerkenswert,
mit der vor einem halben Jahrhundert ſolche Arbeiter be-
handelt wurden, die das Unglück hatten, gegen das Koalitions-
recht zu verſtoßen. „Die Strafen,“ ſo heißt es in dem Bericht
des Handelsminiſters, „ſoweit ſich ſpezielle Notizen darüber
finden, haben in der Regel weniger als eine Woche Gefängnis
betragen.“ Und dabei war die höchſte Strafe, auf die nach
dem Geſetz wegen Vergehens gegen das Koalitionsrecht erkannt
werden konnte, auf nicht weniger als ein Jahr Gefäng-
nis bemeſſen. Aber es kommt noch beſſer im amtlichen Be-
richt: „Jn zwei Fällen wo geringe Freiheitsſtrafen gegen eine
größere Zahl von Teilnehmern erkannt worden waren, ſind
auch dieſe durch Allerhöchſte Gnade erlaſſen
worden. Die Milde der verhängten Strafen geſtattet den
Schluß, daß die Richter faſt ohne Ausnahme das Vorhanden
ſein mildernder Umſtände anerkannt haben“.

Mit derartiger Nachſicht, wie geſagt, behandelten vor einem
halben Jahrhundert preußiſche Richter nicht etwa

leibhaftige Arbeiter, und das unter Billigung der Re
gierung. Dieſe Regierung wußte ihrer Arbeiterfreundlichbeit
überhaupt kein Maß zu ſetzen; ſie hatte ein Einſehen, ſelbſt
wo Arbeiter gegen Streikbrecher zu Tätlichkeiten
ſchritten. Denn, ſo meldet der Handelsminiſter weiter, „nur
in zwei Fällen kam es zu tumultuariſchen Auftritten und nur
zweimal zu Drohungen oder Miß handlungen ſeitens
der Koalenten, auch dies aber in verhältnismäßig harm-
loſen Formen“. Jm letzten Jahre hätten die zahlreichen
Verſuche zu Koalitionen und die wirklichen Arbeikseinſtellungen
in Preußen, mit Ausnahme eines Falles, nirgends zu einem
gerichtlichen Einſchreiten geführt, ſondern durch
gütliche Schlicht ung zumeiſt mit Hilfe der Polizei und
Kommunalbehörden ihren Abſchluß gefunden. Ueberhaupt die
Polizei damals, die heute hinter jedem ſich im Rahmen des
Geſetzes bewegenden Streikpoſten her iſt, als ob es ſich um
einen angehenden Raubmörder handelte. Als die Frage des
Koalitionsrechts 1864 im Herrenhauſe erörtert wurde, er
zählte der Magdeburger Oberbürgermeiſter Haſſelbach:
„Die Sache wird bei uns ſo patriarchaliſch gehandhabt,
daß wenn Arbeiter eine Lohnerhöhung erreichen wollen,
und den Fabrikanten Deputationen ſchicken, ſogar zu einer
Zeit, wo die Einſtellung der Arbeit am aller empfindlichſten für
den Fabrikanten iſt, daß dann öfters ſogar die Polizei-
behörden die Vermittler machen und Arrange-
ments herbeiführen, ſtatt Beſtrafungen herbeizu-
führen.“

Wenn aber ſchon einmal Anklage erhoben wurde, dann hatten,
wie noch einmal bemerkt ſei, die Richter ein Einſehen. Zur
Abwehr einer rückſichtsloſen Fabrikordnung hatten 1864 die
Tuchmacher in Burg einen Streik ins Werk geſetzt, der zwar
von den Sympathien der Bevölkerung begleitet war, aber den
noch kaum irgendwelchen Erfolg hatte. Als nun 278 Streikende
vor Gericht ſtanden, um ſich wegen Verletzung des Koalitions-
verbots zu verantworten, bereiteten die Richter ihnen allen
durch koſten loſe Freiſprechung eine glänzende
Genugtuung. Wird es, wo derartiges möglich war, noch
wundernehmen, wenn der Handelsminiſter am Schluſſe
der erwähnten Denkſchrift die ketzeriſche Meinung laut verkün-
dete, daß das Koalitionsverbot die Koalitio-
nen eher befördert als verſchlimmert habe
Man ſtelle ſich angeſichts der ſchwerwiegenden Tatſache, daß
1906 nicht weniger als 1096 Verunteilungen auf Grund des
S 153 der Gewerbeordnung erfolgt ſind, die Ungeheuerlichkeit,
daß ein preußiſcher Miniſter heute ähnliches von dieſer Geſetzes-
beſtimmung behaupten würde!

Wie alles Schöne auf Erden, ſo nahm, wie zur Beruhigung
unſerer Reaktionäre vermerkt ſei, auch der Zuſtand paradie-
ſiſchen Friedens in Preußen ein Ende. Aus Gründen, die nicht
minder im Jntereſſe der Bourgeoiſie wie des Proletariats
lagen, mußte dieſem das Koalitionsrecht gewährt werden.
Einige Jahre gingen jedoch noch über alle Beratungen hinweg,
und als dann die neue Gewerbeordnung 1869 geſchaffen wurde,
geſchah dies nicht durch den preußiſchen Landtag, ſondern durch
den norddeutſchen Reichstag. Auch war das Geſetz eine Halb-
heit und vom Mißtrauen gegen die amtlich gelobte Arbeiter-
ſchaft inſoweit getragen, als es mit den Strafbeſtim-
mungen des S 153 belaſtet war und der Landarbeiter-
ſchaft überhaupt das Streikrecht verſagte. Doch die gewerb-
lichen Arbeiter machten von dem Recht ſo gut es ging Gebrauch
umd mußten nun bald genug erleben, daß dieſelbe Regie-
rung, die ihnen 1865 auf Tatſachen geſtützt alle möglichen
Togenden atteſtiert hutte, nunmehr im Verein mit
dem maßgebenden Teil des Unternehmertums
mit aller Rückſichts loſigkeit gegen ſie Krieg
führte. Neun Jahre nach Erlaß der Gewerbeordnung unter-
band das So zialiſtengeſetz auf zwölf Jahre hinaus
das Koalitionsrecht, und dann kamen 1891 und 1899 die Ver-
ſuche, dieſes Recht durch Andvohung ſchwerer Gefängnis-
und Zuchthausſtrafen wirkungslos, ja zu einer Gefahr
für die Arbeiterſchaft zu machen. So hart aber ſchon die be-
ſtehenden Strafbeſtimmungen das Proletariat im Laufe der
Jahrzehnte getroffen haben und noch treffen, die Arbeiter
bewegung ſelbſt konnte durch ſie nicht zurückgehalten werden.
Sie entwickelte ſich, ſie erſtarkte in ungusgeſetztem Kampfe.
Sie übt heute bereits eine ſolche Macht im öffentlichen Leben
aus, daß ſelbſt dieſer oder jener Miniſter im Jnnern ſeines
Herzens vielleicht von der Wirkungsloſigkeit aller jener Polizei
ſcherereien überzeugt iſt, die er öffentlich den Anklagen der Ar-
beilervertreter gegenüber verteidigen muß. War es ehe-
dem die grengenloſe Ohnmacht der Arbeiterſchaft, die einem
preußiſchen Staatslenker das Wort von der Nutzloſigkeit der
Gewaltmaßnahmen riskieren ließ, ſo wird hoffentlich
bald die Einſicht von der unüberwindlichen Kraft
der modernen Arbeiterheere auch in die härte-
ſten Polizeiſchädel eingehämmert werden!

Die Hoffnung auf Frieden.
Aus Bukareſt wird mitgeteilt, daß in den Kreiſen der

dort eingetroffenen bulgariſchen Delegierten die Auffaſſung
verbreitet ſei, alles für eine möglichſt daldige Beendigung der
Beratungen in Bukareſt zu tun, deren Ergebnis nach der
Meinung in Sofiag der Genehmigung Europas bedarf, um
rechtskräftig zu werden. Optimiſtiſche Vermutungen gehen
dahin, daß die Unterhandlungen in Bukareſt zwei Wochen in
Anſpruch nehmen werden. Die Preſſe begrüßt die in Bukareſt

der erſten Zuſammenkunft des bulgariſchen Delegierten Ton
tſchew mit dem rumäniſchen Miniſter des Jnnern Take Jonesku
ſind die bulgariſchen Vertreter in hohem Maße zufrieden, ſo
daß ſchon jetzt erhofft wird, daß Bulgarien auf der Konferenz
bei Rumänien Unterſtützung finden wird.

Der Krieg geht weiter.
Sofig, 28. Juli. Jnfolge neuer Angriffe der Gegner auf,

dem Balkan wütet der Kampf ſeit zwei Tagen auf der ganzen
Linie. Bei Wlaſina wurden die Serben von der den Weg nach
Wrania beherrſchenden Höhenſtellung Bukowa Glawa ver-
trieben. Die Griechen unternahmen mit bedeutenden Kräf-
ten einen Angriff gegen den linken Flügel der Bulgaren,
wurden aber durch einen Gegenangriff gezwungen, den Rück
zug anzutreten, wobei ſie zwei Geſchütze und ein Maſchinen
gewehr zurückließen.

Türkiſche Hoffnungen und Befürchtungen.

Konſtantinopel, 28. Juli. Die Pforte trägt ſich, wie
der Frankf. Ztg. aus Konſtantinopel berichtet wird, mit der
beſtimmten Hoffnung, daß in der Frage des Rückzuges der
türkiſchen Armee nach die Linie Enos-Midia die Einigkeit der
Großmächte zu wünſchen übrig laſſen werde, zu mindeſten aber,
daß bei Diskuſſion der gegen die Türkei zu ergreifenden
Zwangsmaßregeln eine Einigung nicht zu erzielen ſein werde.
Sie wird in dieſer Annahme beſtärkt durch Berichte ihrer
diplomatiſchen Vertreter, wonach England und auch andere
Mächte gegen eine Flottenaktion, wie auch gegen einen etwaigen
ruſſiſchen Einmarſch in Armenien ſind. Dazu halten es die Be
richte nicht für ausgeſchloſſen, daß, wenn alle Verſuche erfolg-
los bleiben, um die türkiſche Armee aus der Maritzalinie fort
zubringen, Rußland und Rumänien ein europäiſches Mandat
zum Einmarſche in Trazien erhalten. Man nimmt an, daß
ruſſiſche Truppen in dem bulgariſchen Schwarzmeerhafen Bur
gas zur Aufſtellung gelangen. Die Pforte befindet ſich in
einer ſehr ſchwierigen Situation.

Der engliſche Druck
Konſtamrtinopel, 28. Juli. Der engliſche Bevollmäch-

tigte Marling teilte heute dem Großweſir folgende Erklärung
Sir Edward Greys mit: Die brittiſche Regierung hatte bereits
früher der Türkei mitgeteilt, daß ſie geneigt ſei, ihr moraliſche
und materielle Hilfe, betreffend die Organiſation der aſiati-
ſchen O itzungen angedeihen zu laſſen. Gegenüber der Hand-
lungsweiſe der türkiſchen Regierung aber in bezug auf die Be
ſetzung Adrianopels iſt die britiſche Regierung gezwungen, ihr
Verſprechen zurückzunehmen und der Türkei die Verantwor-
tung für ihre Handlungsweiſe vollſtändig zu überlaſſen.

Politiſche Aeberficht.
Halle (Saale), den 29. Juli 1918.

Bedenkliches zur Heeresvermehrung.
Die nationaliſtiſche Preſſe und die von ihr beeinflußten Ver

treter der Militärverwaltung haben in allen Tonarten ver-
ſichert, daß Deutſchland nach Annahme der neuen Militär-
vorlage nahezu unüberwindlich ſei. Es iſt nun gewiß nicht
ohne Jntereſſe, was der Generalleutnant z. D. v. Reichenau
im Tag kritiſch dazu äußert. Von ſozialdemokratiſcher Seite
iſt mehr als einmal im Reichstage betont worden, daß mit der
Vergrößerung der Armee ins Ungemeſſene nicht nur die
Schwierigkeit der Führung, ſondern auch die der Ver
pflegung ſo ungeheurer Truppenmaſſen wächſt. Der
General v. Reichenau ſagt darüber:

Die ſich der Führung und ſicherlich der Verpflegung der
Millionenheere entgegenſtellenden Hemmungen aller Art dür-
fen nicht unterſchätzt werden, wozu indes ſo lange eine gewiſſe
Gefahr vorliegt, als Aufgaben dieſer Art noch nicht praktiſch
gelöſt worden ſind. Das konnte aber noch nicht geſchehen,
weil bisher niemals ſo große Heeresmaſſen verfügbar waren,
wie ſie künftig im Kriege zur Verwendung kommen ſollen,
und weil ſie noch niemals ſo raſch bewegt werden konnten.

Aus dieſem Grunde kommt der General zu dem Schluſſe,
daß es fraglich ſei, ob man die Armee unbegrenzt vermehren
könne, ſelbſt wenn Menſchen und Mittel in reichem Maße
vorhanden ſein ſollten. Von den Soldaten wird allerdings die
Ertragung von Strapazen und Entbehrungen gefordert. Allein
was nützt der beſte Wille, wenn die phyſiſchen Kräfte verſagen.
Die Niederlage der von deutſchen Offizieren geſchulten tür-
kiſchen Armee iſt in der Hauptſache auf den Mangel an Ver
pflegung zurückzuführen. „Wenn die Hunderttauſende,“ ſagt
General v. Reichenau, „vor dem Schlagen im engen Raum ver
einigt werden müſſen, verſchwinden die Lebensmittel des Lan
des wie die Blätter beim Einfallen von Heuſchreckenſchwärmen.
Die endloſen Verpflegungskolonnen aber werden oft genug an
den ausgefahrenen Wegen feſtliegen, ſo ſehnſüchtig auch die
Hungernden nach ihnen verlangen. Jn ſolcher Lage heißt es,
den Leibgurt feſter ziehen.“

Wenn es damit getan wäre, dann möchte es immer noch
gehen, allein das Anziehen des Leibgurtes hat eine ganz be
ſtimmte Grenze. Neben der Sorge um die Verpflegung der
Truppen bewegt den General von Reichenau vor allen Dingen
die weitere Sorge, daß die Truppen nicht genügend ſtarke
Nerven haben, um die Aufregung im Ernſtfalle ruhig ver
tragen zu können. Er ſetzt das in folgenden Zeilen aus
einander:

Die ſchon jetzt oft den Atem raubende
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reicht, denn ſchon iſt das Solbſtladegewehr in Sicht,
das in Vereinigung mit dem Maſchinengewehr imſtande iſt,
ſich in die Ziele, gleich einer Stichflamme in Wachs, hinein
zufreſſen. Welche Probe für die Nerven liegt darin!
Und doch noch ſchärfer werden ſie angeſpannt durch die künf-
tig ausſchließliche Verwendung der mit briſanten heftig
brennenden), dynamitähnlich wirkenden Stoffen geladenen
Artilleriegeſchoſſe. Was aber ein Schnellfeuer mit Briſant-
munition heißen will, das hat man bis jetzt noch nicht voll
im Ernſtfall erfahren, ja, davon machen ſich viele Angehörige
der Armee noch keinen rechten Begriff, weil ſie ſelbſt bei
Friedensübungen noch nicht in der Lage geweſen ſind, am
Ziele den Eindruck des Briſantſchnellfeuers guf ſich wirken
zu laſſen. Jn ſolchem Feuer im Ernſtfalle nicht allein aus-
zuharren, ſondern auch die Ruhe darin noch ſo weit zu be-
waren, wie klare Befehlsgabe und Aktionsfähigkeit es ver-
langen, iſt eine Aufgabe, die ſtarke Nerven und Todesanut
verlangt.

Der General müßte unter ſolchen Umſtänden eigentlich
dafür eintreten, daß die Lage der arbeitenden Klaſſen, aus
denen ſich die Soldaten in der Hauptſache rekrutieren, gehoben
wird, ſtatt deſſen wendet er ſich gegen eine angebliche Ver-
weichlichung, die ihre Urſache habe in verkehrter Lebensführung
und in der Sucht nach Wohlleben. Ueberflüſſig zu ſagen, daß
ein ſolcher Vorwurf die Arbeiterklaſſe nicht treffen kann, denn
die enorme Verteuerung der Lebensmittel hat jede Sucht nach
Wohlleben im Keime erſtickt und viel beſſer wäre es, wenn
der General einmal die Frage unterſuchen würde, ob das ver
hätſchelte und verwöhnte Offizierkorps, das wir haben,
dieſer Aufgabe im Ernſtfalle auch beſtimmt gewachſen ſein
wird. Wenn von Verweichlichung, von Wohlleben uſw. geredet
wird, dann trifft das lediglich zu auf die Abkömmlinge der be-
ſitzenden Klaſſe, und gerade dieſen werden die Führerſtellen
in der Armee auch im Ernſtfall ausſchließlich vorbehalten. Die
Ausführungen des Generals v. Reichenau laſſen erkennen, daß
es mit der einfachen Vermehrung der Armee noch lange nicht
getan iſt, daß vielmehr noch ganz andere Faktoren hier in
Rechnung geſtellt werden müſſen und daß dieſe Rechnung in
der Tat als eine höchſt unſichere bezeichnet werden muß. So
lange von ſozialdemokratiſcher Seite auf dieſe Umſtände hinge-
wieſen wurde, ſetzte ſich die Militärverwaltung mit hoch-
mütigem Achſelzucken darüber hinweg; jetzt endlich, nachdem
dieſelben Bedenken von militäriſcher Seite geäußert werden,
wird man ihnen immerhin in maßgebenden Kreiſen einige
Beachtung ſchenken müſſen.

Die Fleiſchpreiſe ſteigen wieder.
Während im Juni auf Grund der vom Statiſtiſchen Landes-

amt Preußens veröffentlichten Ueberſicht feſtgeſtelll werden
konnte, daß im Durchſchnitt die Fleiſchpreiſe geſunken waren,
iſt nach der jüngſten Ueberſicht wieder ein Steigen zu ver-
zeichnen. Jn 53 Marktorten Preußens koſtete im Durchſchnitt
das Kilo Rindfleiſch im Kleinhandel 180,1 Pf. gegen 179,3 Pf.
im Juni und 182,4 Pf. im Juli 1912. Kalbfleiſch ſtellte ſich
auf 201,3 Pf. gegen 201,1 Pf. im Vormonat und 196,4 Pf. im
Vorjghr. Hammelfleiſch ftieg von 201,8 Pf. im Juni auf
202,0 Pf. und iſt jetzt um 13,5 Pf. teurer als im Juli 1912.
Auch der Preis des Schweinefleiſches zog etwa an, indem er
164,6 Pf. gegen 164,3 Pf. im Juni d. J. und 163,7 Pf. im Juli
1912 betrug. Roßßfleiſch koſtete 9122 Pf. gegen 91,1 Pf. und
79,5 Pf. im Vormonat und Vorjahr. Schweineſchinken im
ganzen hatte einen Preis von 270,5 (269,7 und 256,8) Pf. und
im Aufſchnitt von 378,5 (377,7 und 354,4) Pf. Schweineſpeck
von 192,1 (192,4 und 184,1) Pf. Nur der Preis für inländiſches
Schweineſchmalz ſank von 186,9 auf 186,1 Pf., ausländiſches
hingegen ſtieg von 144,3 Pf. im Vormonat auf 144,7 Pf.

Das ſind ſchlimme Ausſichten: Steigerung der Lebens-
mittelpreiſe und große Arbeitsloſigkeit.

Das ſtarke Hinaufgehen der Fleiſchpreiſe hat vielfach den
Verbrauch von Fiſchen begünſtigt. Der Erfolg davon war,
daß auch für dieſes Nahrungsmittel die Preiſe hinaufſchnell-
ten. Jm laufenden Jahre iſt beiſpielsweiſe die Geſamtmenge
der aus der Nordſee ſtammenden Fiſche im Vergleich mit dem
Vorjahr um 234 Mill. Kg. zurückgegangen, der Preis für die
Feinere Menge iſt jedoch um 15 Mill. Mark höher. Hier ſind
die Ziffern nach den amtlichen Mitteilungen. Es betrugen die
Fangergebniſſe in den erſten fünf Monaten:

1912 36 806 973 Kg. im Werte von 8174 351 Mk.
1913 34 189 366 Kg. im Werte von 8632 742 Mk.

Alſo 2 617 609 Kg. weniger, 458 391 Mk. mehr! So ſieht das
Ergebnis unangenehm genug für die Konſumenten aus. Die
Fiſcher wollen die Preiſe aber noch weit kräftiger hinauftreiben.
Die Handhabe dazu ſollen Zölle liefern. Die Agrarier unter-
ſtützen ſolche Forderung ſelbſtverſtändlich aus zwiefachen Grün
den. Einmal, um damit Bundesgenoſſen für ihre eigenen
Forderungen zu gewinnen, weiter auch, um die Preiſe für
Fiſche ſicherer in die Höhe zu bringen, damit billige Fiſche
dem Fleiſche keine Konkurrenz bereiten. Die Zollpolitiker ſind
eifrig bei der Arbeit; es iſt dringend notwendig, auf ihr Trei-
ben zu achten. Dem großen Aderlaß, den nun der Militaris-
mus vorgenommen, ſoll nun ein weiterer folgen, den die
Lebensmittelwucherpolitiker dem Volke applizieren wollen. Für
die kleinen Opfer, die der Beſitz jetzt für den Militarismus
leiſten muß, ſollen ihnen Steigerungen der Zölle reichlichen
Erſatz bringen. Auf die Konfumenten will man alle Laſten
wieder abwälzen!

Schnapsgeheimniſſe.
Die in der Spirituszentrale vereinigten Schnapsbrenner

und Spritfabrikanten verſuchten vor einiger Zeit die ver
einigten deutſchen Spiritus- und Spirituoſenintereſſenten in
die eigene Taſche zu ſtecken. Das iſt nicht gelungen deswegen
iſt jetzt die Freundſchaft zwiſchen den beiden Gruppen ſehr
groß. Sie führt zu eindeutigen und Effenen Ausſprachen, aus
denen ſehr viel zu lernen iſt. Jm beſonderen intereſſiert uns
da eine Auslaſſung des Verbandes deutſcher Spiritus- und
Spirituoſenintereſſenten über die Preispolitik der Spiritus-
zentrale und den Opfermut der Schnapsbrenner. Es wird da
feſtgeſtellt, „daß nämlich die Aufhebung des Kon-
tingents nicht das geringſte Opfer für die Brennerei be-
deutet hat, ſondern daß dieſe die Laſt in vollem Um-
fange abgewälzt haben“.

Deutlicher konnte von ſache und fachkundiger Seite über-
haupt nicht beſtätigt werden, was wir ſchon immer behauptet
haben, daß die Brenner mit ihrer Opferung des Kontirigents
gar nichts geopfert haben, weil ſie ſich mit ihrer Spiritus-
zentrale durch kräftige Preiserhöhungen ſchadlos halten.

Recht intereſſant iſt auch, daß die deutſchen Spiritus- und
Spirituoſenintereſſenten öffentlich jetzt feſtſtellen, wohin der
Vergällungsfonds gekommen iſt, der 16 Millionen Mark ent-
halten hat. Es wird feſtgeſtellt, daß die Preiſe für den
Brennſpiritus nicht gefallen und für den Sprit um den vollen
Betrag des Kontingents hinaufgeſetzt worden ſind. Die
16 Millionen Mark ſind alſo in dem großen
Geldſchrank der Zentrale verſchwunden.

Nun hat die Spirituszentrale ihre hohen Spritpreiſe aus-
gerechnet immer wieder damit begründet, daß ſie am Brenn-
ſpiritus nichts verdient! Jn Wirklichkeit liegen die Dinge ſo:
Der Verkaufspreis für Brennſpiritus beträgt 35 Mk. für den
Hektoliter, die Dengaturierungsprämie macht für den Hekto-
liter 28 Mk. aus, das ergibt zuſammen 63 ME., alſo ebenſo viel
wie der Spritpreis ausmacht! So macht die Spirituszentrale
noch heute ihre Geſchäfte!

Das allerwichtigſte iſt aber: was die Schnapsbrenner früher
durch die Reichsgeſetzgebung an Liebesgaben bekommen
bhaben, zahlt ihnen jetzt die Spirituszentrale!
Jn Wirklichkeit wird alſo nach wie vor durch das Schnaps-
trinken den Junkern ein Geſchäft geſichert; deswegen nufßz
jeder vernünftige Arbeiter den Schnaps meidenl

Die armeniſche Wetterecke.
Die unerwartete -Wendung, die die Orientfrage durch

das Vordringen der Türkei und die Wiederbeſetzung Adria-
nopels durch die türkiſchen Truppen nahm, hat ſchneller als
man es erwartete die kleinaſiatiſchen Fragen in
den Vordergrund des politiſchen Jntereſſes gerückt. Rußland
droht mit einer Sonderaktion, wenn die Türkei nicht Adrio-
nopel verläßt, und alle Welt ſtarrt nun wie hypnotiſiert nach
dem nordöſtlichen Winkel Türkiſch-Armeniens, von wo aus
ruſſiſcherſeits die Mine in den aſiatiſchen Beſitzſtand der Tür-
kei gelegt, und Fragen von unabſehbarer Bedeutung aufgerollt
werden können. Zunächſt ſucht die ruſſiſche Diplomatie aller-
dings eine gemeinſame Aktion der Mächte gegen
die Türkei zuſtandezubringen. Aber ſchon die Tatſache, daß
ſie in kaum verhüllter Form mit der Beſetzung Armeniens
drohen kann, zeigt, wieviel Zündſtoff ſich an der ruſſiſch-
türkiſchen Grenze angeſammelt hat, und welche weltpolitiſchen
Gefahren durch eine aggreſſive Politik Rußlands in Kleinaſien

Bei dieſer Gelegenheit treten die Endziele der ruſſiſchen
Orientpolitik, entſprechend den im letzten Jahre eingetretenen
Veränderungen im nahen Oſten, ziemlich deutlich hervor.
Handelte es ſich noch vor wenigen Wochen um eine Einmiſchung
Rußlands in die Frage der Einführung von Reformen in
Türkiſch-Armenien, ſo wird jetzt in nationaliſtiſchen wie in
liberalen ruſſiſchen Blättern unverhüllt die Loſung ausge
geben: Einrücken ruſſiſcher Truppen in Armenien
und Angliederung Armeniens an das Ruſſiſche Reich!

Anders freilich verhält es ſich mit den objektiven Möglich-
keiten eines ſolchen Vordringens Rußlands. Schon die all

armeniſchen Frage ſelbſt in Frankreich und England fand,
muß der ruſſiſchen Diplomatie vor Augen führen, daß ſie bei

Widerſtand ſtoßen würde. England hat genug an der mili-
täriſchen Vorherrſchaft Rußlands in Nordperſien; Deutſchland
würde ſeine wirtſchaftlichen Ausſichten in der Türkei bedroht
ſehen, und ſelbſt das mit goldenen Ketten an das Zaren-
reich geſchmiedete Frankreich würde ſich nur ſchweren Herzens
zu einer Unterſtützung des ruſſiſchen Vorgehens in Armenien
entſchließen. Von nicht zu unterſchätzender Bedeutung iſt hier
auch die durch die Löſung der Bagdadbahnfrage herbeigeführte
Einteilung der Jntereſſenſphären zwiſchen England und
Deutſchland in Vorderaſien, die ſchon darin zum Ausdruck ge-
langt iſt, daß England gegen den Beſuch deutſcher Kriegsſchiffe
in Merſina und Alexandrette und das Angebot der Schutz
bereitſchaft über die Armenier nicht Proteſt erhoben hat. Be
rückſichtigung verdient endlich auch die Tatſache, daß Ruß-
land durch ſein mongoliſches Abenteuer bereits im fernen
Oſten engagiert iſt und kaum in der Lage ſein würde, einen
Kampf nach zwei Fronten hin zu führen. Alles dies läßt eine
Vollſtreckung der ruſſiſchen Drohungen hinſichtlich Armeniens
als kaum denkbar erſcheinen. Ein Moment der ſteten Be
unruhigung jedoch bleibt die armeniſche Frage immerhin. Um
ſo dringender iſt es deshalb, daß die Mächte durch eine ener-
giſche Einmiſchung in die armeniſche Reformfrage dem ruſſi-
ſchen Jmperalismus in Kleinaſien den Boden unter den Füßen
entzichen. Namentlich die deutſche Diplomatie ſollte es
ſich angelegen ſein laſſen, mit aller Energie in dieſer Richtung
hinzuwirken, nicht nur um den wirtſchaftlichen Jntereſſen
Deutſchlands in Kleinaſien zu dienen, ſondern um auch ein-
mal einem bedrückten, dem Untergang geweihten Volke die
rettende Hand entgegenzuſtrecken.

Deutſches Reich.
Zum Krupp-Prozeß. Die National-Zeitung vom Montag

abend berichtet, es ſei bisher noch nicht gelungen, den Gerichts-
hof vollſtändig zu bilden, d. h., es ſei noch nicht möglich ge-
weſen, die drei richterlichen Offiziere zu ernennen. Kriegs-
gerichtsrat Dr. Welt, der in der Verhandlung die Anklage ver
tritt, habe auf telegraphiſche Anfragen eine ganze Anzahl
Ablehnungen erhalten, und zwar hauptſächlich deshalb, weil
ſehr viele Offiziere, die man als Richter für befähigt erachtet,
auf den Truppenübungsplätzen ſich befinden und dort augen-
blicklich unabkömmlich ſeien. Weiter teilt das Blatt mit, daß
noch immer ein förmlicher Anſturm nach Eintrittskarten zu
der Verhandlung ſtattfinde. Trotz des ſehr beſchränkten Rau-
mes ſeien 25 Eintrittskarten an Preſſevertreter ausgegeben
warden. Es dürfte Mühe erfordern, dieſe 25 Mann unter-
zubringen. Alle weiteren mündlichen und ſchriftlichen Ge-
ſuche hätten daher abgelehnt werden müſſen. Selbſt bedeutende
Telegraphenbureaus und mehrere hervorragende ausländiſche
Berichterſtatter, unter dieſen der Vertreter des Matin, ſeien
abſchlägig beſchieden worden.

Regelung des Luftverkehrs. Am Sonntag hat im Aus-
wärtigen Amte zwiſchen dem Staatsſekretär v. Jagow und dem
franzöſiſchen Botſchafter Cambon ein Notenaustauſch über die
Regelung des Luftverkehrs zwiſchen Deutſchland und Frank
reich ſtattgefunden.

Das Zentrum und die Blockfrage. Zu dem viel erörterten
Blockthema ſchreibt die Kölniſche Volkszeitung: „Das Zentrum
wird ſich niemals in einen Bkivock hineinzwängen laſſen, weder
in einen Block mit der Rechten noch in einen Block mit der
Linken. Als programmatiſche Mittelpartei, wie es das Zen-
trum ſeit ſeiner Gründung war, iſt es dazu nicht geeigen-
ſchaftet. Unſere Stellung zu den Konſervativen iſt eine ge-
gebene, auch nach der letzten parlamentariſchen Aktion im
Reichstage, bei der die Konſervativen gegen uns ſtimmten.
Wir werden jederzeit in kulturellen Fragen ein Zuſammen-
gehen mit den Konſervativen ſuchen müſſen; leider haben

heraufbeſchworen werden können.
allerdings in letzter Zeit die Konſervativen auch in dieſer
Frage zu viel die Zuverläſſigkeit vermiſſen laſſen. Jn mancher-
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Die Namen der Balkanvölker.
Nach den beiſpielloſen Erfolgen, die Bulgarien im Kriege

gegen die Türken errungen hatte, war der Name dieſes Landes
und Volkes in aller Munde. Die weibliche Kleidermode dieſes
Sommers bevorzugte gewiſſe Eigentümlichkeiten der bul-
gariſchen Tracht und namentlich ihre grellen Farben. Heute
ſteht wieder das Volk der Bulgaren von neuem im Vorder-
grund des Jntereſſes. Der Name der Bulgaren begegnet uns
ſchon ſehr früh in der Geſchichte. Sie führen dieſen Namen
von der Wolga, an der ſie bis zum 5. Jahrhundert unſerer
Zeitrechnung ſaßen. Jhre alte Hauptſtadt Bolgar lag in Süd-
rußland an der Wolga. Die Buchſtaben B. und W. gehen nicht
nur im Slawiſchen, ſondern auch in anderen Sprachen viel-
fach ineinander über: der Städtenamen Breslau hat im Sla-
wiſchen die Form Wraclaw (ſprich: Wratzlaw); daher der
lateiniſche Name Wratislawia. Die Ruſſen geben den W-Laut
überhaupt durch B. wieder, der ſlawiſche Name Wladimir wird
daher im Ruſſiſchen Bladimir geſchrieben. Von Beiſpielen
aus mehreren Sprachen ſei nur auf den engliſchen Namen Bill,
die Abkürzungsform von William, hingewieſen. Die Griechen
ſchreiben ſowohl den Namen der Bulgaren als auch den der
Wolga mit dem B-Laut, ſie ſprechen aber in beiden Fällen
dieſes B. wie W aus. Die Rivalen der Bulgaren, die Ser-
ben, ſind in ihrem Namen viel anſpruchsvoller als jene. Sie
bezeichnen ſich einfach als das Volk; Srb heißt im Sla-
wiſchen das Volk, davon iſt auch der Name „Sorben“ abge-
leitet, den ſich die einſt in verſchiedenen, ſpäter deutſch gewor-
denen Landſtrichen unſeres Vaterlandes anſäſſig geweſenen
Wenden beigelegt hatten. Die Rumänen verdanken ihren
Namen den Römern; die rumäniſche Sprache iſt eine Tochter-
ſprache der lateiniſchen und gehört mit der italieniſchen, fran-
zöſiſchen und portugieſiſchen Sprache zu den romaniſchen
Sprachen. Die Griechen nennen ſich ſelbſt Hellenen. Jhr
König führt offiziell den Titel: König der Hellenen. Erſt bei
Ariſtoteles findet ſich der Name Graikoi; in römiſcher Zeit
entſtanden daraus die Bezeichnungen Graeci für das Volk und
Graecia für das Land. Als nach der Teilung des römiſchen
Reiches im Jahre 395 Konſtantinopel zur Hauptſtadt des oſt
römiſchen Reiches gemacht wurde, ließen es ſich die Griechen
efallen, daß ſie überhaupt „Römer“ genannt wurden.
riechenland erhielt die Bezeichnung Rumelig und der Pelo-

ponnes den Namen Romeg, woraus dann ſpäter die jetzige Be-
gzei Morea durch Umſtellung der Buchſtaben gebildet
wurde. heute ſind die Namen Rum und Rumi im ganzen
Hrient die gorherrſchenden Benennnungen e Ariecheland

re T 7,) mj,
und die Griechen. Jn der türkiſchen Sprache führt Griechen-
land die Bezeichnung Junaniſtan (Land der Jonier). Die
Türken führen ihren Namen nach ihrer Heimat Turkeſtan in
Zentralaſien. Montenegro iſt die italieniſche Ueberſetzung der
ſerbiſchen Benennung des Landes CErnagora (Land der ſchwar-
zen Berge); das Serbiſche iſt auch die motenegriniſche Landes-
ſprache. Albanien wäre danach im Gegenſatz dazu als das
Land der weißen Berge (vom lateiniſchen albus weiß) auf-
zufaſſen. Dieſer Name iſt aber eine mißverſtändliche Umdeu-
tung der mittel griechiſchen Bezeichnung Arbanitika (Bergland,
Land der Bergbewohner) für Albanien, aus der auch der Name
Arnauten bervorgegangen iſt. Die Alhbanier ſelbſt nennen ſich
Schkypetaren (Bergbewohner, Hochländer) von dem albaniſchen
Wort schkiip, das „Fels“ bedeutet.

Die Maſſenvernichtung deutſcher Wachteln.
Jn einer Zuſchrift an den Deutſchen Verein für ländliche

Wohfahrts- und Heimatpflege gibt ein einfacher Soldat ſeiner
Empörung Ausdruck über die Maſſenvernichtung unſerer Wa-
teln. Es iſt auch in der Tat höchſte Zeit, daß einmal von
Seiten aller Regierungen energiſch gegen den Singvögelmord
im ſüdlichen Europa vorgegangen wird. Jn der Hauptſache
iſt ihm das Waſſer abgegraben, wenn die Abſatzgebiete für tote
Vögel verſchloſſen werden. Während nun aber Frankreich z. B.
die Grenzen für den Transport toter Wachteln geſperrt hat,
unterſtützt Deutſchland durch Zulaſſung der Ein- und Ausfuhr
direkt den Vogelmord. Auf den Bahnhöfen in Baſel und
Straßburg kann man in den Endmonaten eines jeden Jahres
ganze Transportzüge mit Wachtelleichen beobachten, die durch
Deutſchland und über Luxemburg nach England gehen. Jn
einem Winterjahr wurden in Baſel Wachtelſendungen in Höhe
von rund 50000 Kilogramm nach Deutſchland abgefertigt.
Jährlich fallen dem Morden in Aegypten, Jtalien, auf den
italieniſchen und griechiſchen Jnſeln etwa acht bis zehn Mil
lionen Wachteln zum Opfer. Geht das ſo weiter, dann wird
bald auch die Wachtel zu den ausgeſtorbenen Tieren zu rechnen
ſein. Und doch gehört dieſer nützliche Vogel in die deutſche
Landſchaft, in unſere getreidereichen Ebenen, und ſein Lockruf
iſt nicht umſonſt von deutſchen Dichtern ſeit Walther von der
Vogelweide beſungen worden.

Ein amerikaniſches Kulturbild.
Amerika iſt berühmt als das Land der rückſichtsloſeſten

kapitaliſtiſchen Profitgier und Ausbeutung der Arbeitskraft.
Mit der ganzen ungeheuren Wucht ihrer milliardenſchweren
Dollarſäcke beherrſchen die Rieſentruſte das geſamte öffentliche
Leben. Die Staatsverwaltungen ſind gegen ſie, vollkommen
machtlos, wie des ihre antitruſtlichen Aktionen in den letzten

Lande wie Amerika auf ſozialem Gebiet manches faul ſein.
Alle Augenblicke gelangt irgendein Skandälchen zur Kenntnis
der Oeffentlichkeit. Dann wird mächtig ins Reformerhorn
getutet und wenn es ausgeklungen hat, dann bleibt hübſch
alles beim alten. Weshalb auch nicht? Der Kapitalismus
„macht“ nur dann in Volkswohl uſw., wenn dabei ein barer
Gewinn für ihn herausſpringt. Das liegt in ſeinem Weſen.
Aber moraliſche Verpflichtungen kennt der Kapitalismus nicht,
nirgendwo, nicht nur allein in Amerika. Jedoch zeigen ſich
hier die aus ſeiner korrumpierenden Herrſchaft entſpringenden
Folgen am deutlichſten, in Reinkultur. Jetzt kommt von dort
wieder die Kunde von einem großen Gefängnisſkandal zu uns.
Jn einem Artikel Schläge als Beſſerungsmittel machte Ch.
E. Ruſſel über die Zuſtände in amerikaniſchen Gefängniſſen
Mitteilungen, die das Blut in den Adern erſtarren laſſen. Auf
die raffinierteſte Weiſe werden die Gefangenen gepeinigt.
Man ſetzt ſie z. B. nackt und gefeſſelt in Badewannen, bringt
ſie durch Schläge und andere Quälereien zum Schreien, um
ihnen dann ſtarke Strahlen kalten Waſſers in den Mund zu
ſpritzen. Oder man ſperrt Häftlinge entkleidet in mit ſcharf-
kantig gerieften Fußböden verſehene Dunkelzellen ein, läßt in
ſchamloſeſter Weiſe körperliche Züchtigungen an gänzlich ent-
blößten weiblichen Jnhaftierten durch Männer vollziehen, uſw.
Die Feder ſträubt ſich gegen die Schilderung der gräßlichen
Folterungen, denen die Gefangenen ausgeſetzt waren und viel
leicht noch ſind. Ungezählte von ihnen verfielen in den allen
ſanitären Anforderungen Hohn ſprechenden Gefängniſſen
ſchwerem körperlichen und geiſtigen Siechtum. So erkrankten
im berüchtigten Neuyorker Sing-Sing-Zuchthauſe ſeit 1904
nicht weniger als 853 Jnſaſſen an Tuberkuloſe, 32 wurden
irrſinnig, von denen 13 der Tobſucht verfielen. Schon 1903 be
zeichnete man Sing-Sang als „Schwindſuchtsherd“ und bis
heute wurde noch nichts zur Abhilfe der ſchauderhaften Uebel-
ſtände getan. Jm Unterſuchungsgefängnis zu Brooklyn
mußte zeitweiſe eine für 25 Perſonen berechnete Zelle 100 und
mehr „beherbergen“. Jn manchen Frauengefängniſſen herrſcht
ſolcher Kleidermangel, daß die Neueingelieferten ſo lange im
Bette liegen mußten, bis Kleidung herbeigeſchafft werden
konnte. Kamen den ſtaatlichen Gouverneuren Mißſtände zu
Ohren, deren Unterſuchung ſie anordneten dann wußten die
Gefängnisbeamten von nichts. Es war immer alles in ſchön
ſter Ordnungl Auch in Zukunft wird jedenfalls trotz aller
Greuel alles in ſchönſter Ordnung bleiben. Solange die nord-
amerikaniſchen Truſte in der Lage bleiben werden, die Ver-
waltungsbehörden zu ihren willfähigen Werkzeugen zumachen, ſo lange wird kein gründlicher Umſchwung in den re

Jahren bewic en. Natürlich muß in einem ſo ganz von Ver
teatern des

ſtehenden Verhältniſſen herbeizuführen ſein. Darüber kann
c der Entrüſtungsſturm, der nun Amerika durchtobt, nicht

gemeine ſchroffe Perurteilung, die die neuliche Aufrollung der

ihrem Kleinaſiatiſchen Abenteuer auf einen faſt allgemeinen
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le anderen Fragen werden wir, wie ſchon in früheren Zeiten,
ſo auch in Zuerſt mit den Liberalen n önnen
und müſſen, um die geſunde, fortſchrittliche Weiterentwicklung
unſeres Staats und Wirtſchaftslebens zu fördern. Daraus
ergibt ſich 23 unſere Stellung zum Liberalismus.“ie Konſervativen ſind dem Zatteum naturgemäß ans Herz

geipachſen; das Zentrum verſchmäht aber auch eine Verbrüde
rung mit den Liberalen nicht. Zentrumspraxis!

Schikanierung der Jmpfgegner. Von den Jmpfgegnern
iſt in letzter Zeit in vielen Städten eine ſcharfe Agitation gegen
den Jmpf zwang eingeleitet worden. Zumeiſt geſchieht es
durch öffentliches Anſchlagen von r oder Ausſtellen von
olchen in Schaufenſtern uſw. Der Regierungspräſident in
iegnitz hat ſich bemüßigt gefühlt, an die Polizeibehörden eine

Verfügung zu erlaſſen, die Beſeitigung der Plakate nötigen-
e durch unmittelbaren Zwang m herbeizuführen, und die
trafrechtliche Verfolgung in die Wege zu leiten.

Frankreich.
Das Budget im Senat. Der Senat beriet am Montage das

aus der Kammer zurückgekommene Budget. Ribot erklärte,
die finanzielle Lage würde ſich ſchwierig geſtalten, auch ohne die
militäriſchen Laſten, die ſich aus der Notwendigkeit ergeben,
den Anſtrengungen Deutſchlands zu begegnen. Ribot gab der
Anſicht Ausdruck, Deutſchland denke zwar nicht an einen An
griff, aber es denke vielleicht, daß ſeine Lage weniger gut ge
ſichert ſei infolge der letzten Ereigniſſe. Ferner erklärte er,
alle müßten die Laſten des Militärgeſetzes auf ſich nehmen,
ohne daß ein Unterſchied unter den Steuerpflichtigen gemacht
werde. Das Land werde in männlicher Weiſe die Opfer auf
ſich nehmnen, die man von ihm fordere. Miniſterpräſident
Barthou verſprach, daß das Budget für 1914 klar und auf
richtig fein würde. Mit Anſpielung auf die gegenwärtige Lage
ſagte er ſodann: Die Ereigniſſe verſtimmen uns auch jetzt
noch, die Regierung iſt aber zu jeder erforderlichen Jnitiative
bereit, um den Frieden der Welt zu ſichern. Jn Erwiderung
auf die durch Ribot ausgeſprochene Befürchtung erklärte der
Miniſterpräſident, man dürfe nicht ſagen, daß beſtimmte Aus-
gaben durch beſtimmte Steuerzahler gedeckt werden müßten.
Wenn aber beſtimmte Ausgaben das Defizit vermehren wür-
den, würden die dadurch erforderlich werdenden Steuern auf
denjenigen laſten, die imſtande ſeien, ſie zu tragen.

Paris, 28. Juli. Die Finanz kommiſſion des
Senats befaßte ſich heute mit der finanziellen Seite des Drei
jahrsgeſetzes und beſchloß, nur den Familien der Eingezogenen
Unterſtützungsgelder zu bewilligen, während die Kammer auch
den Freiwilligen und Kapitulanten dieſe Wohltat zuteil wer
den laſſen wollte. Die Kommiſſion beſchränkte dieſe Unter-
ſtützungen auf 15 Prozent der Mannſchaft und ſetzte die täg-
liche Entſchädigungsſumme auf einen Frank für die Frau und
25 Centimes für jedes Kind herab. Die dadurch erzielte Er
ſparnis beläuft ſich auf 69 Millionen Frank.

Paris, 29. Juli. Der Senat hat den Zuſatzantrag Malhy,
den die Kammer angenommen hatte, wonach vom 1. Januar
1915 ab gewiſſe jetzt beſtehende Steuern durch eine Einkommen-
ſteuer erſetzt werden ſollen, abgelehnt.

Marokko.
Jmmer neue Aufſtände. Aus Tetuan wird gemeldet, daß

die Stadt eingeſchloſſen ſei und daß Schüſſe gegen ſie abgegeben
werden. Es ſeien mehrere Transporte auf der Route nach
Ceuta angegriffen und aufgehoben worden. Zahlreiche Mauren
bereiten ſich vor, an einem neuen heftigen Angriff teilzu-
nehmen.

An den Ufern des Ued Aſmir wurde eine Schar von Rif-
männern durch eine ſpaniſche Kolonne auseinandergeſprengt.
Bei den Spaniern fielen zwei Offiziere, zwölf Soldaten wur
den verwundet.

Jn Spanien haben die Sozialiſten den General-
ſtreik im ganzen Lande für den Fall angedroht, daß die
Regierung auf ihrer marokkaniſchen Kriegspolitik beharre.

Aus der Partei.
Wenig erfreulicher Parteibericht.

Das Geſchäftsjahr der Partei umfaßt diesmal nur neun
Monate, weil nach einem Beſchluſſe des Chemnitzer Partei-
tages das Geſchäftsjahr jetzt am 31. März ſchließt. Dem
Berichte des Parteivorſtandes an den Jenaer Parteitag, der
am Mittwoch zur Veröffentlichung gelangen wird, entnehmen
wir folgende Angaben:

Die Mitgliederzahl in den Kreisorganiſationen, die
am 1. Juli 1912 970 112 betrug, iſt bis zum 31. März d. J.
nur auf 982850 Mitglieder geſtiegen, eine Zunahme um
12 738 Mitglieder oder 1,3 Proz. Die Hauptzahl zu dem Mit-
gliederzuwachs ſtellten die weiblichen Mitglieder, die um
10 744 zugenommen haben.

Die Zahl der Abonnenten der Parteipreſſe
betrug unter Hinzurechnung der Gleichheit am 31. März 1913:
1465 212 gegen 1 478 042 am 30. Juni 1912. Die Abonneten-
zahl hat ſich alſo um 12830 verringert. An dem Abon-
nentenrückgang ſind 43 Parteiblätter beteiligt, während 47 eine
Zunahme zu verzeichnen haben.

Die Zahl der Abonnenten der Arbeiter- Jugend iſt
von 80 086 auf 89 409 geſtiegen. Die Jugendbewegung hat gute
Fortſchritte gemacht.

Der Bildungsausſchuß gibt einen umfaſſenden Be-
richt über die Tätigkeit von 364 örtlichen Bildungsausſchüſſen
(gegen 339 im Vorjahre).

Die Zahl der ſozialißiſchen Landtagsabgeord-
neten iſt von 223 auf 228 geſtiegen; nur Braunſchweig, Wal-
deck und Reuß ä. L. haben noch ſozialiſtenreine Landtage
außer den beiden Mecklenburg, in denen es keine gewählten
Landtage gibt. Gemeindevertreter hat die Partei jetzt in 509
Städten und in 2973 Landgemeinden, und zwar in erſteren
2753, in letzteren 8928. Außerdem zählt die Partei in 65
Städten 133 Magiſtratsvertreter und in 120 Landgemeinden
187 Mitglieder des Gemeindevorſtandes.

Der Bericht erfordert die ernſte Aufmerkſamkeit der ge-
ſamten Partei.

Die württembergiſche Landesverſammlung
wurde am Sonnabend und Sonntag in Stuttgart abgehalten.
Es waren 406 Delegierte anweſend. Den Bericht des Vor-
ſtandes über ſeine Tätigkeit in den verfloſſenen neun Monaten
erſtattete deſſen Vorſitzender Hildenbrand. Er beſprach
die Taktik bei den Landtagswahlen und verteidigte den Landes
vorſtand gegen den von einigen Ortsvereinen erhobenen Vor
wurf wegen des mit der Volkspartei getroffenen Abkommens,
das ſich auf fünf Wahlbezirke erſtreckt. Die hierbei einge-
ſchlagene Taktik habe der von der vorjährigen Landesverſamm
lung gegebenen Direktive entſprochen, die dahin ging, nach
Möglichkeit das Zuſtandekommen einer ſchwarz-blauen Land-
tagsmehrheit zu verhindern. Der Landesvorſtand habe über-
dies in voller Uebereinſtimmung mit den Vertrauensmännern
des Landes gehandelt. Das Wahlabkommen habe leider den

r

Erwartungen nicht entſprochen,
nicht das Gefühl, daß er Vorwürfe verdiene. Auch die Ab-
ſtimmung bei den Landesproporzwahlen befriedige nicht;
unſere Wähler hätten in größerer Zahl zur Urne gebracht wer
den und die Partei hätte zwei weitere Mandate erobern können,
die bei der jetzigen Zuſammenſetzung des Landtages von
großem Werte wären. Eingehend beſchäftigte ſich Hildenbrand
mit den zwiſchen dem Landesvorſtand und der Preßkommiſſion
entſtandenen Konflikten. Es ſei dem Landesvorſtand zu ver-
danken, daß vor zwei Jahren die Preßkommiſſion eingeſetzt
wurde. Aber man habe nie einen Zweifel darüber gelaſſen,
daß die Tagwacht Lande s organ ſei und bleiben müſſe. Die
Preßkommiſſion aber habe dauernd verſucht, ihre Befugniſſe
auf Koſten des Landesvorſtandes zu erweitern. Sie habe damit
lediglich den Wünſchen des radikalen Teiles der Stuttgarter
Genoſſen gedient. Das Landesorgan ſolle aber nicht das Blatt
eines Teiles der Partei ſein, ſondern den verſchiedenen An
ſchauungen innerhalb der Partei Rechnung tragen. Die Redak-
tion eines Parteiblatts dürfe ſich auch nicht als Oberzenſur-
behörde betrachten, ſondern habe die Aufgabe, die auf
exponiertem Poſten ſtehenden Genoſſen zu decken und die
Aktionen der Partei zu unterſtützen. Die Tagwacht könne nicht
drei Beſchwerdeinſtanzen brauchen. Nach dem geltenden Statut
ſeien Beſchwerden an den Landesvorſtand, in zweiter Jnſtanz
an den Landesausſchuß zu richten. Die Preßkommiſſion habe
bei der Anſtellung der Redakteure und bei der Kontrolle der
taktiſchen Haltung des Blattes mitzuwirken. Dies Recht ſei
ihr nicht beſtritten worden. Die Preßkommiſſion ſolle nicht,
wie ſie behaupte, das fünfte Rad am Wagen ſein, aber ſie ſolle
auch nicht dem Landesvorſtand, der die Verantwortung für die
Tätigkeit der Partei im Lande trage, dieſe Rolle zuweiſen.
Wenn auf allen Seiten die Neigung beſtünde, ſich zu ver
ſtändigen, ſo fände ſich auch ein Weg.

Den Bericht der Preßkommiſſion erſtattete Genoſſin
Zetkin. Sie erkannte an, daß Hildenbrand ſich um das Zu
ſtandekommen der Preßkommiſſion bemüht habe. Aber bei der
Beſetzung der Redaktion habe nicht nur der Landesvorſtand,
ſondern beide Jnſtanzen Entgegenkommen gezeigt. Die Preß-
kommiſſion habe ſich ſtreng an ihre Befugniſſe gehalten und die
Rechte des Landesvorſtandes anerkannt. Sache des Landes-
vorſtands wäre es geweſen, nach Einführung der Preßkom-
miſſion eine entſprechende Aenderung der Statuten vorzu
bereiten. Der Landesvorſtand, der ſeit Jahrzehnten allein die
Aufſicht über die Preſſe geführt habe, könne ſich noch nicht recht
damit abfinden, daß die Preßkommiſſion neben ihm amtiere.
Die Tagwacht habe ſich bemüht, die Gegenſätze von rechts und
links auszugleichen. Wenn mancher Wunſch nach einer anderen
Haltung am allgemeinen politiſchen Teil laut werde, ſo gebe
es auch Genoſſen, die eine andere Haltung im württembergi-
ſchen Teile wünſchen. Aber ein Blatt müſſe in prinzipiellen
Fragen einen einheitlichen Standpunkt vertreten. Die ein-
zelnen Redakteure dürften nicht entgegengeſetzte Anſchauungen
im Blatt vertreten.

Redakteur Crispien: Die von ihm vor einem Jahre in
Stuttgart angetretene Stellung ſei nicht die angenehmſte ge-
weſen. Nicht gang falſch werde er ſie ausgefüllt haben, denn
keine Beſchwerde und kein Mißtrauensbeſchluß liege vor. Der
Landesvorſtand habe aber der Redaktion die Arbeit erſchwert,
indem er verſucht habe, in der Frage der Heranziehung von
Mitarbeitern Vorſchriften zu geben. Auch habe er beſtimmte
Artikel beanſtandet und Urteile gefällt, ohne die Redaktion zu
hören. Der Redner ging auf Einzelfälle ein und verteidigte
dann die Stellungnahme der Tagwacht zur Teilnahme der
Fraktion) an der Landtagseröffnung. Dann rechtfertigte
Crispien die Haltung der Tagwacht in einigen weiteren Fragen
und verſicherte, es ſei immer rein ſachlich gekämpft worden.
Als offenbar wurde, daß die Fraktion für die Beſitzſteuern
ſtimmen wollte, habe er allerdings erklärt, jetzt ſei es Zeit, die
Parteipreſſe auf den Damm zu rufen. Er habe den Erfolg zu
verzeichnen, daß die Tagwacht jetzt nicht mehr allein ſtehe.
Jedenfalls laſſe ſich die Redaktion nicht die Flügel beſchneiden
und aus der Tagwacht kein amtliches Kreisblatt des Landes-
vorſtandes machen.

Redakteur Pflüger, der den württembergiſchen Teil der
Tagwacht redigiert, beklagte ſich über Mangel an kollegialem
Zuſammenarbeiten in der Redaktion. Gegen den Artikel über
die Landtagseröffnung habe er wegen der Form des Artikels
Einwendungen erhoben. Wäre dieſen Einwänden Rechnung
getragen worden, ſo würde die nachfolgende Auseinanderſetzung
weniger heftig und umfangreich geweſen ſein. Er habe das-
ſelbe Reſſortrecht für ſich beanſprucht, das die anderen Redak-
teure hatten, die ihn vor der Veröffentlichung wichtiger, die
Parteitaktik berührender Artikel auch nicht fragten. Die
Landesverſammlung vor zwei Jahren habe eine einheitliche
Redaktion gewünſcht. Der Landesvorſtand habe dann Kon-
zeſſionen gemacht. Das billige er. Er wünſche nur, daß man
bei Meinungsverſchiedenheiten auch mit ihm rede.

Jn der weiteren Diskuſſion traten die Redner teils für den
Landesvorſtand und gegen die Haltung der Tagwacht, teils für
die Preßkommiſſion und die Tagwacht-Taktik ein. Jm ganzen
verlief die Auseinanderſetzung in ſachlichen, ruhigen Bahnen.

Jn den Schlußworten des Referenten wurden die Diffe-
renzen noch einmal eingehend beſprochen. Hildenbrand wandte
ſich beſonders ſcharf gegen Crispien. Faſt eine Stunde dauer
ten dann die perſönlichen Bemerkungen, die den Abſchluß der
Debatte bildeten. Einſtimmig angenommen wurde ein An-
tvag, der die Befugniſſe der Preßkommiſſion und des Landes
vorſtandes genau umgrenzt. Mit ſtarker Mehrheit fand auch
ein Antrag Annahme, in dem das Einverſtändnis mit der
Taktik des Landesvorſtandes bei den Landtagswahlen ausge
ſprochen und die Art der Aufſtellung der Proporzkandidaten
gutgeheißen wird. Die Anſtellung eines Sekretärs für den
Schwarzwaldkreis wurde dem Landesvorſtand zur Erwägung
überwieſen. Die Anträge gegen die Doppelmandate gelten
durch den Beſchluß als erledigt, nach welchem Doppelmandate
möglichſt beſonders bei Neugaufſtellungen vermieden wer-
den ſollen. Durch Uebergang zur Tagesordnung wurden die
Anträge erledigt, die die Ablieferung eines Teils der Diäten
von Doppelmandataren und Parteiangeſtellten verlangen Zur
Frage des Delegationsſyſtems wurde beſchloſſen. den Landes-
vorſtand mit der gründlichen Prüfung aller gegebenen An-
regungen und mit der Ausarbeitung einer alle berechtigten
Wünſche berückſichtigenden Vorlage für die nächſte Landesver-
ſammlung zu beauftragen. Die Minderheit der Verſammlung
ſprach in einer Erklärung ihr Bedauern über die Verzögerung
der Entſcheidung aus.

Ueber die Tätigkeit der Reichstagsfraktion referierte Genoſſe
Keil, der in Deckungsfrage den Standpunkt der Mehrheit
der Fraktion vertrat und die Haltung der Tagwacht kritiſierte.
Dr. Lindemann vertrat denſelben Standpunkt Weſtmeyer und
Crispien beanſtandeten die Zuſtimmung zu den Deckungs-
geſetzen. Eine Reſolution die die Haltung der Fraktion billigt,
wurde zurückgezogen, nachdem auch eine Vertrauensreſolution
für die Tagwacht zurückgezogen worden war.

An Stelle des nach Hamburg überſiedelnden Genoſſen

aber der Landesvorſtand habe

Bureaus den

Volksfürſorge übernimmt, wurde Genoſſe Fiſcher zum Vor

ſitzenden des Landesvorſtandes gewählt.

Schmockbericht. Die Saalezeitung ſetzt ihren
Leſern den Bericht einer Korreſpondenz vor, der in der ge
häſſigſten Art aufgemacht iſt, alle Kleinigkeiten zuſammen
klaubt und das Bemühen giftiger Verunglimpfung an der
Stirne trägt. Zur Abfuhr dieſer Erbärmlichkeit ſei einfach
angeführt, was unſere württembergiſchen Parteiorgane feſt
ſtellen.

Tagwacht: Unſere Gegner ſind diesmal nicht auf ihre
Koſten gekommen. Die heurige Landesverſammlung hat ihnen
kein Material geboten, das in ernſthafter Weiſe gegen die
württembergiſche Sozialdemokratie ausgeſchlachtet werden
kann. Gewiß gab es leidenſchaftliche und vemperamentvolle
Auseinanderſetzungen aber ſie drehten ſich um ſachliche
Dinge. Deutlich trat in die Erſcheinung, daß die Richtungs
kämpfe innerhalb der württembergiſchen Sozialdemokratie
mehr und mehr auf eine gefunde Grundlage kommen.

Göppinger Freie Volkszeitung: Wie bei der
vorjährigen, war auch bei dieſer Tagung der Meinungsaus
tauſch ziemlich ſcharf. Es muß aber konſtatiert werden, daß
die Diskuſſion im großen und ganzen ſachlich geführt wurde,
und daß perſönliche Defferenzen bei den Beratungen ſehr in
den Hin tergrund traten. Jn dieſer Hinſicht hebt ſich die
diesjährige Landesverſammlung vorteilhaft von ihren Vor
gängerinnen ab.

Die Saalezeitung iſt gerichtet!
Der mecklenburgiſche Parteitag

wurde am Sonntag in Strelitz eröffnet. Vom Parteivorſtand
war Genoſſe Pfannkuch- Berlin anweſend, der in einer
temperamentvollen Rede betonte, daß die Partei keine Urſache
habe, mit dem Stand der Organiſation unzufrieden oder gar
davon enttäuſcht zu ſein. Selbſtverſtändlich bleibe noch vieles
zu wünſchen und Aufgabe der Genoſſen ſei es, die Organiſation
ſo zu ſtärken, daß, wenn eventuell der Wille zum Maſſen-
ſtreik wirklich vorhanden iſt, er nicht nur eintritt, ſondern
auch zum ſiegreichen Ende geführt werden kann.
dem vom Landesſekretär Kröger- Roſtock erſtatteten Ge-
ſchäftsbericht geht hervor, daß ſich die Organiſation wie in den
Vorjahren weiter entwickelt hat. Jnsgeſamt haben die Ge
noſſen Mecklenburgs 45 Vertreter in den verſchiedenen Stadt-
verordneten-Verſammlungen, desgleichen ſind wir in drei dörf-
lichen Gemeinden vertreten. Einnahme und Ausgabe ſchließen
ab mit 11600 Mk. Das mecklenburgiſche Parteiblatt wird ſeit
dem 1. Januar in eigener Druckerei hergeſtellt. Angenom-
men wurde der Organiſationsentwurf, der Mecklenburg und
Lübeck zu einem Agitationsbezirk zuſammenfaßt.

Volkswirtſchaftliches.
Luxnusſteuern.

Die Schaumweinſteuer wurde bekanntlich 1902 als „patrio-
tiſches Opfer“ für das neue Flottengeſetz bewilligt und 1909
bedeutend erhöht. Jetzt klagt eine Stimme aus Jntereſſenten-
kreiſen über den Rückgang des Verbrauchs. „Die amtlichen,
ſoeben veröffentlichten Zahlen über das Sektgeſchäft im Rech-
nungsjahr vom 1. April 1912 bis 31. März 1913 ſprechen eine
deutliche Sprache über den Rückgang des Abſatzes. Während
im Jahre 1908 der inländiſche Sektumſatz noch 12,07 Mil-
lionen, 1909 über 1124 Millionen, 1910 über 1134 Millionen,
1911 12,13 Millionen Flaſchen betrug, ging er im Jahre 1912
auf rund 10,30 Millionen Flaſchen zurück. Die Höhe der
Steuer und die ungleiche Behandlung von Sekt und Frucht-
ſchaumwein dürften die Haupturſache dieſer Umſatzabnahme
bilden, die für die verhältnismäßig junge und mit hohen Un-
koſten arbeitende Jnduſtrie ſehr nachteilig wirkt. Die gegen-
über den beiden Vorjahren verhältnismäßig hohe Umſatzziffer
des Jahres 1911 iſt wohl hauptſächlich auf den durch einen
zeitig angekündigten, infolge der hohen Weinpreiſe einge-
tretenen Preisaufſchlag herbeigeführten ſtärkeren Zugriff der
Verbraucher zurückzuführen, welchen für eine beſtimmte Zeit
noch die früheren Preiſe zugebilligt wurden.“ Seit dem
1. April dieſes Jahres dauert der Rückgang im Sekthandel
noch an. Die intereſſierten Kreiſe weiſen dabei auf die Tat-
ſache hin, daß Fruchtſekt in gleicher Preislage, der aber bloß
mit 10 bis 20 Prozent Steuer gegen 50 bis 100 Prozent bei
Traubenweinſekt belaſtet iſt, guten Abſatz hat. Ein neuer Be-
weis für die „Opferwilligkeit“ der Sekttrinker, die die neue
„Opferſteuer“ abſolut nicht ſchlucken wollen. Arme Sekt-
händler! Sie müſſen ſich nach einer anderen Beſchäftigung
umſehen, was in Kriſenzeiten nicht leicht iſt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Parteinach-
richten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Wilhelm Koenen,
für Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die Anzeigen Wil
helm Herzig; Verleger Alfred Jähnig, ſämtlich in Halle.
Druck der Halleſch. Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. d. H.).

Der Kinder beſter Schutz gegen Krankheit iſt außer Sauberkeit
und Abhärtung eine einfache, regelmäßige Ernährung. Zu letzterer
wählt eine kluge Mutter das Neſtle's Kindermehl, eine naturgemäße
leicht verdauliche und gern genommene Nahrung, welche die Kleinen
vor Magen- und Darmkatarrhen ſchützt und das Entwöhnen

2Säuglinge bedeutend erleichtert.
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4Falson- „Räumungs- Iaserkaul.
Grosse Posten emaillierte Geschirre, Glas, Porzellan, Steingut, Nickel- und Luxuswaren,
Holzwaren, Figuren, Lampen, Mippes usw, sind aus unseren umfangreichen Lagern aussortiert,

Kinderwagen
l KHguren, Gartenschirme, Reisekoffer, Rolschutz-

wände ganz bedeutend unter r

v

Nur noch.
küittwoch,

Donnerctae,

kreltag.

Dis Preise haben wir ganz bedeutend, o oft weit unter die Hälfte herabgesetzt,
Sportwagen, Gartenmöbel, Garten-

Bur
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Operette in 4 Aufzügen von Carl v. Millöcker.
Aittwoch: Die Glocken von Corneviliew,

Echte Kristalle
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biltig einzukaufen 2523
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Sitzung
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Die Verwaltung.

rk, Burgſtrafze 27:

der Kartell-Dele-

gierten und der

örtlichen Vorſtände der einzelnen Gewerkſchaften.

Tages
1. Die Wahl de

der neuen Allgemeinen Orts-Krankenkaſſe.
Die Errichtung eines Gewerkſchafts-tanſes mit Herberge.

Um zahlreiche Beteiligung bittet

Der Vorstand
e eetgleder der Gewertſceſten ſind Legltimations- da Sie tiedieearte aiogeyeben worden

-Ordnung:
r Vertreter zum Ausſchnufz

2517

des Gewerksechafts-Kartoells.

Jorband d. Singer Il Berutsgen.

Filiale
Mittwoch, ubds. 77/2 r (gleid ad Arbeitechluss) im „Volkspark

Ausserurd. beneral-Jersannlun,

Tagesordnung
1. Die Sperre der Firma Mahy, u. welche

weiteren Maßnahmen ſind zu ergreifen.
2. Gewerkſchaftliches.
Jn Anbetracht der wichtigen Tagesordnung iſt es Pflicht aller

Kollegen und Berufsgenoſſen, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen.
2519
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Arbeitskittel aller Art
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HENKEL Co,

Waschwifrel
Schmutzige Kinder

-kleidchen waschen macht viel Arvbeit.
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Der Vorstand
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„Spampeon mit dem

schwarzen Kopf

durchgeführt wird, gilt beidenn durch diese „Schwarz
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ein Pabrk-: Hats

ie Sorge um die
Srhaltung des Naares

eben die Zerse

seitigt und die natürlichen Funktionen des Haarbodens
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ausdrücklich „Sha mit dem sohwarzen
Kopf mit der nebenstehenden Schutzmarkte und lehne
Nachahmungen des 27 inal-Fabrikates kategorisch ab.
c 20 Pf., 7 Paket

a
Schutzmarke. (Paket a Pfg., 7 Pakete Mrogerien und Parfümerie-Geseo
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Entrahmte Mileh a Ltr. nur s Pf.
2518 Hans Ebel, Schmeerſtraße 13,

DampfmokkerelMederlage (gegenüber der Kuhgaſſe).

Tägl. friſchen Matz.
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wenden ſich bei kr. Störung.,
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Zubeziehen durch die
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Sämtliche Artikel
z. Körper- u. Gesundheltspflege

für Damen und Herren
zu billigsten Preisen!

Fachk. Auskunft n. Prospekt gern
u. gratis, versehlossen geg.

120 V. Bricſwuarken.80 wie seinen m n
führung zu

enorm hilligenPreisen!
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Beste nur: 4.00; 4.50; 5.50 u. 6.50.

I DiskreterVersand! KeinlI,aden!
r Frauen-Bedienung! u
Besuche ange nehm! Kein Kauf-
2 2522 zwang!
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Richard Flemming,
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fleiſchige Enten 28,M. Müner, Neuberun 64, ber. Ogpeli.

huuſchtzperharter die

sie zur letzten Ruhe getragen.

Paui Hàdiockoe.

I BGe

(Nikolaiſtraße 7).

ſtraße 31).

Dann K.
Zurückgekehrt vom Grabe unserer teuren Entschlafenen,

sagen wir allen denen, die ihren Sarg s0 reich mit Blumen
und Krüänzon schmüokten, unsern besten Dank. Dank meinen
Sangesbrüdern vom Arbeiter Skngerchor für den herrlichenGesang. Vielen Dank auch meinen Arbeitskollegen, welche

Im Namen dor trauernden Hinterbliebenen

Part., I., II. u. III, Etg.
Fahrstunl.
t Rab. D -Jer.

n
i abends 8 20 Uhr: Diein allen Großſtädten mit

beiſpielloſem Erfol
aufgeſführte brill. NovSchwegtern

ßancolf.
Schauſpiel in 5 Akten von

H. 5 T 3
Scndesenſſge Mudrihen

Halle-Süd (Steinweg 2), 28. Juli.
5 a e

m m r J Fe er d 5 ar 4. z
Aufgeboten: Paſtor Schwartz-kopff und Marianne indel

(Glieniche und Taubenſtraße 24).
Bergmann Thomas undWalther Unter Teutſchenthal und
Steuden). Kaufmann Scharren-
berg und Anna Böhm (Halle und
Berlin-Friedrichsfelde).

boren: Tapezierer K el
Arbeiter opf

T e a 95b). Dreherr. r S Wmedttr. 26). Arbeiter K Marienſtraße 13).Tiſchler Kbichen e (CLands
bergerſtraße 6). Arbeiter Schirr
meiſter T. (Ofendorferſtraße 9).
Arbeiter Grimm T. (Huttenſtr. 54a),

Geſtorben: itwe Baumgart
eb. Urban, J J. Robert Franz-Weh 14). immermanns Rabe

4 u Spitze 7 egmanns Kirchner aus Delitzſch Tin. Arbeiters Emmerich
T., Mon. Richard Wagner-t 95 Arbeiters Weiſe S.,

on. Gapzleiagß 1). Arbeiter
Sac ſſeug e u h gn oſſers Ho5 Monate en Trautmann T.,
6 Mon. (Ber 4 e c ArbeiterWinkler, 20 riedrichſtr. 59).ehe Rohe 4 Mon.
(Auguſtaſtraße 51 n riteüner

Mon. (Jakob-Herrmann Witwe Lutze gebor.
Flenge, 74 J. tet 26).
Schloſſer rtlepy, 22 J. (Kuh
gaſſe 3). itwe Sack geb. Voigtn 53 J. (Bergmanns
tro
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 3).

28. Juli 1913.
Au e St Klempner Erlecke

und Blümner (Graſeweg 3b
und Richard Wagnerſtraße 16).
r Schmidt und Fridaeder (Graſeweg 3b und Rich.

agnerſtraße
Geboren: Arbeiter Kanzler T.(Reumartktſtraße 9). Geſchirr

führer Schömburg S. (Brachwitzer
ſtraße 6). Schmied Otte Tochter
(Trothaerſtraße 38). Fabrikant
Herbſt S. Reilſtraße 74

Geſtorben: Witwe Pohlemann
eb. Sturm, 66 J. (Karlſtraße 7).förtner Zlegler 37 I (Streiber-

ſtraße 34). Invalide oppe, 74 J.(Bur n z a Jrite arada
aus afſtäd Fleiſchersillert eine Mi geb. Golſch,
3 J. (Unterberg

Metaſſarbeſtor-

Verband
Todes-Anzwige.
Den Mitgliedern zur Nach

richt, daß unſer Mitglied

Alfred Hartlep
nachkurzem, ſchwerem Kranken-
lager verſtorben iſt.

Ehre ſeinem Andenken
Die Beerdigung findet Mitt

woch nachmittag 4 Uhr in
Oberröblingen ſtatt.
2516 Die Ortsverwaltung.

2514

Familie Brauer.
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Kinderſchutz im Jahre 1912
Am 30. März des Jahres 1918 waren es zehn Jahre, daß das

gegenwärtig geltende Kinderſchutzgeſetz in Deutſchland in Kraft
getreten iſt. Die Erhebungen, die in den Jahren 1898 und 99
über die gewerbliche Beſchäftigung von Kindern angeſtellt
worden waren, hatten ein trauriges Bild von dem damaligen
gewerblichen Schutz der Kinder in Deutſchland gegeben. Jn
der Heimarbeit, Zigarreninduſtrie, in der Anfertigung von
Poſamenten und künſtlichen Blumen im Gaſtwirt und Han
delsgewerbe, in Glashütten, Ziegeleien uſw. wurde mit ihrer
unfertigen Arbeitskraft bei Tag und bei Nacht Raubbau ge
trieben. Die dadurch entſtandenen geſundheitlichen und mora-
liſchen Schäden waren zu ſinnfällig, als daß ſie beſtritten
werden konnten. Nur 10 Prozent der Kinder der Volksſchulen
erreichten an vielen Orten die erſte Klaſſe und in gleichem
Maße blieben ſie in ihrer körperlichen Entwicklung und in ihrer
Geſundheit zurück.

Dieſen Mißſtänden ſollte mit dem Kinderſchutzgeſetz vom
23. März 1903 ein Ende gemacht werden, durch das die gewerb
liche Beſchäftigung fremder Kinder auf drei Stunden (in der
Ferienzeit auf vier Stunden) täglich in der Zeit von 8 Uhr
morgens bis 8 Uhr abends und Sonntags auf zwei Stunden be
ſchränkt wurde. Freilich ließ dieſes Schutzgeſetz in der zuläſ-
ſigen Beſchäftigung der eigenen Kinder für eigene Rechnung
ohne Zeitbeſchränkung noch die Möglichkeit einer grau
ſamen Ausnutzung der eigenen Kinder zu.

Es war alſo ein Schutzgeſetz erlaſſen, das der Ausbeutung der
jungen Arbeitskraft eine weſentliche Beſchränkung bringen
ſollte. Aber wie es durchführen in all den kleinen Schlupf-
winkeln, in denen ſie ausgenutzt wurde? Ein großes Hinder-
nis dazu bildete ſchon ſeine große Unverſtändlichkeit,
ſein echtes Juriſtendeutſch, in dem ſich ſelbſt Beamte ſchwer zu
rechtfinden konnten, ſo daß auch ſie noch jetzt nach zehnjährigem
Beſtehen es öfter falſch auslegen, wie die Berichte aus den Be
zirken Münſter und Trier hervorheben. Für die in der Haus-

zinduſtrie für eigene Rechnung beſchäftigten eigenen Kinder
hatten die Geſetzgeber von vornherein auf eine Beſchränkung
der Arbeitszeit faſt völlig verzichtet, weil dieſe kaum erreich-
bar erſchien. Ein ſehr unvollkommenes Schutzgeſetz!

Auch die Beſchränkung der Arbeitszeit fremder Kinder auf
drei Stunden pro Tag und auf die Zeit von 8 Uhr früh bis
8 Uhr abends wurde anfangs recht wenig befolgt, und zwar
nicht nur wegen Oppoſition, ſondern auch, weil das Geſetz gar
nicht richtig verſtanden wurde. Dieſe Unverſtändlichkeit des
Wortlauts des Geſetzes glaubte man durch ein erklärendes
„Merkblatt“ wirkſam beſeitigen zu können, und man verbreitete
ein ſolches in großen Mengen in den betreffenden Arbeitgeber-
und Arbeiterkreiſen; beachtet wurde es freilich von beiden
wenig. Auch für die gewerbliche Beſchäftigung fremder Kinder
war, wie ſich ſehr bald herausſtellte, eine allgemeine Durch-
führung der auf drei Stunden beſchränkten täglichen Arbeits
zeit ſchwer erreichbar, denn die Kontrolle war auch hier ſchwer
durchzuführen. Die gewerblichen Aufſichtsorgane überzeugten
ſich bald, daß ſie dazu allein nicht imſtande waren. Sie glaubten
aber in der Lehrerſchaft eine wirkſame und willige
Unterſtützung für dieſe Aufſicht und Durchführung zu finden.
Und die Lehrer an den Volksſchulen waren auch meiſt bereit,
die Gewerbeaufſichtsbeamten bei der Durchführung der jungen,
auch von ihnen ganz richtig als gemeinnützig aufgefaßten Ge-
ſetzes zu unterſtützen. Sie fragten die Kinder in vertraulicher
Weiſe, ob, wo und wie lange ſie ſchon gegen Lohn regelmäßig
arbeiteten. Die Kinder gaben ihnen, nichts Schlimmes ahnend,
auch alle vertrauensvoll die gewünſchten Auskünfte, die dann
vom Kreisſchulinſpektor zuſammengeſtellt und den Beamten

der Gewerbeaufſicht übermittelt wurden.
Da zeigte ſich nun, daß noch ſehr viele Kinder zu lange und

auch ſchon früh vor Beginn des Schulunterrichts oder in Be
trieben wie Gaſtwirtſchaften beſchäftigt wurden, wo es durch
das Schutzgeſetz nicht mehr geſtattet war. Von dieſen Ueber
tretungen gegen das Kinderſchutzgeſetz machten dann die Ge-
werberäte Mitteilung an die Polizei und die Gerichte, und die
Folge davon war, daß nicht nur die fremden Arbeitgeber, ſon
dern vielfach auch die eigenen Eltern der Kinder vor den Straf
richter gezogen und in Strafe genommen wurden. Und wenn
es auch, wie der Bericht aus dem Bezirk Aachen hervorhebt,
nur Strafen von 1 Mk. bis 4 Mk. waren, auf die dort vierund-
zwanzigmal erkannt wurde, ſo trifft dieſe Strafe doch die
Kinder mit, deven Wohl durch ſie gefördert werden ſoll; denn
die Eltern können dann doch nur ein um den Betrag dieſer
Strafen und der damit zuſammenhängenden Koſten verminder-
tes Einkommen auf ihren Unterhalt verwenden.

So erfuhren auch die Kinder erſt, warum der Lehrer ſie über
ihre Arbeitsverhältniſſe ausgefragt hatte, und nun war es
mit dem guten, vertrauensvollen Verhältnis
zwiſchen Lehrer und Schüler und Eltern vorbei.
Die Kinder, die auch von den Eltern Vorwürfe erhalten
hatten, wurden jetzt mißtrauiſch und verſchloſſen gegen die
Lehrer und zurückhaltend in ihren Angaben, oder banden ihnen
jetzt zur Revanche tüchtige Bären auf, wodurch deren Ermitt-
lungen ſehr unzuverläſſig wurden. Auch viele Lehrer fühlten
jetzt deutlicher das Spitzelhafte ihrer bisherigen Tätigkeit in
dieſer Angelegenheit und machten fortan die von ihnen ver
langten Berichte vorſichtiger. Daher erklärt der Bericht aus
dem Bezirk Aachen es für fraglich, ob unter ſolchen Umſtänden
das bisherige Verfahren, den Umfang der gewerblichen Kinder
arbeit durch Befragen der Kinder in der Schule zu ermitteln,
weiterhin angewendet werden könne. Es wurden auch andere
Wege zur Ermittlung der Geſetzesübertretungen und zu deren
Beſeitigung vorgeſchlagen. Man ſchlug vor, die Gewerbe-
aufſichtsbeamten ſollten früh morgens vor Beginn der Schule
ſelbſt die Kinder beim Austragen von Backwaren, Milch und
Zeitungen oder über Mittag beim Betreten der Arbeitsſtelle
abfaſſen, aber man ſah bald ein, daß man ſich verzehnfachen
müßte, um nur einigen Erfolg dabei zu erzielen. Andere, wie
der Gewerbeinſpektor Dr. Bender in Charlottenburg, emp-
fahben, die Schulpflegerinnen zur Mitarbeit gegen die
ungeſetzliche Kinderarbeit heranzuziehen. Dieſen müßten ge-
eignet erſcheinende Fälle zu Recherchen mitgeteilt werden, die
ſich vornehmlich auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der be
treffenden Familien erſtreckten. Ergab ſich hierbei, daß die
Familie tatſächlich auf die Mitarbeit der Kinder angewieſen
iſt, ſo ſucht die Schulpflegerin bei der ſtädtiſchen Armendirek
tion eine angemeſſene Beihilfe zu erwirken, um damit wenig-
ſtens die ungeſetzliche Arbeit der Kinder zu beſeitigen. Aber

es iſt wohl einleuchtend, daß, da ſolche Ermittlungen nur ver
einzelt durchgeführt werden, auch nur in vereinzelten Fällen
dadurch die geſetzwidrige Kinderarbeit beſeitigt werden kann.
Nur wenn man allgemein ſo oder ähnlich verfahren und in
Fällen wirklicher Not ſtatt des Strafverfahrens lieber durch
eine angemeſſene Unterſtützung oder Lohnaufbeſſerung der
Eltern es verhüten könnte, daß die Kinder zu geſetzwidriger
Arbeit genötigt ſind, um ihren Familien den Lebensunterhalt
zu verſchaffen, nur dann würden die Fälle von geſetzwidriger
Kinderarbeit aus Not wohl bald verſchwinden. Dagegen kann
man es nur billigen, wenn die Gewerbe-Aufſichtsbeamten ſich
entſchloſſen haben, gegen Eltern und Arbeitgeber, die nicht aus
Not, ſondern nur aus Gewinnſucht zur ungeſetzlichen Aus
beutung kindlicher Arbeitskraft greifen, mit größerer Schärfe
vorzugehen. Jn dieſem Sinne ſchreibt auch der Bericht aus
dem Bezirk Wiesbaden für 1912: „Die Durchführung des Ge-
ſetzes, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, iſt
mit mehr Nachdruck als früher erfolgt. Zum erſtenmal iſt es
möglich geweſen, auf Grund der von den Lehrern geführten
Klaſſenverzeichniſſe der gewerblich beſchäftigten Kinder, deren
Zahl feſtzuſtellen und die Zahl der Zuwiderhandlungen gegen
dieſes Geſetz mit einiger Sicherheit zu ermitteln. Jm Berichts-
jahr wurden etwa 1900 Kinder gewerblich beſchäftigt, und zwar
faſt durchgehends mit Austragen von Waren, Zeitungen, Bröt-
chen, Milch und ſonſtigen Botengängen. An Verſtößen gegen
die geſetzlichen Beſtimungen wurden über 300 feſtgeſtellt.
Häufig mußte Zeit und Dauer der Beſchäftigung beanſtandet
werden. Beſonders häufig wurden Kinder zu verbotener Zeit
zum Austragen von Brötchen herangezogen. Allein in Wies-
baden verwendeten 42 Bäckermeiſter zum Austragen von Bröt-
chen Frauen, die ihre Kinder zu dieſer Arbeit mit heranziehen.
Der Gewerbeinſpektor verſuchte, mit Hilfe der Wiesbadener
Bäckerinnung dem Uebelſtande, daß noch nicht zwölfjährige
Kinder ſchon vor dem Beginn des Schulunterrichts bei jeder
Witterung mit Backwaren von Haus zu Haus laufen müſſen,
entgegen zu arbeiten, aber ohne Erfolg. Die Jnnung vertrat
in ihrem Antwortſchreiben den Standpunkt, die Sache ſei nicht
ſo ſchlimm, das Austragen der Brötchen ſei keine Arbeits
leiſtung, ſondern eigentlich nur ein Spaziergang, bei dem die
Kinder ab und zu eine Tüte mit Brötchen in ein Haus hinein-
trügen; ein ſehr großer Prozentſatz der zum Austragen der
Brötchen an genommenen Frauen würde, wenn ſie auf den
Verdienſt verzichten müßten, der Armenverwaltung zur Laſt
fallen, und das Bäckergewerbe könne die aus der ſtrengen
Durchführung des Verbotes ſich ergebenden Laſten nicht
tragen. (1)

Jn Wiesbaden iſt auch ein Verſuch gemacht worden, Anhalts
punkte dafür zu gewinnen, inwieweit die gewerbliche Beſchäf-
tigung einen wachteiligemn Einfluß auf die Kinder aus
iübt. Von 374 gewerblich beſchäftigten Kindern wieſen 35
mangelhafte Schulleiſtungen auf, bei 34 ſtellte der Schularzt
geſundheitliche Schädigungen feſt und zwei Kindern erwuchſen
aus ihrer gewerblichen Tätigkeit ſittliche und andere Gefahren.
Jnfolge diefer Feſtſtellungen wurde eine Anzahl von Arbeits
karten zurückgezogen und dafür geſorgt, daß die nachteilige Be
ſchäftigung unterblieb.

Nach den bisherigen Erfahrungen im Bezirk Wiesbaden war
eine häufigere Anwendung ver Strafbeſtimmungen
des Kinderſchutzgeſetzes angezeigt. Jn 60 Fällen, in
denen ſchwerere, mehrfache oder wiederholte Verſtöße vorlagen,
trat Strafverfolgung ein. Wiederholt mußte auch gegen Eltern
wegen widerrechtlicher Beſchäftigung ihrer eigenen Kinder
ſtrafend eingeſchritten werden. Mehrfach gingen dringende
Geſuche der Eltern ein, ausnahmsweiſe die gewerbliche Be
ſchäftigung ihrer noch nicht 12 Jahre alten Kinder zu geſtatten,
um aus ihrer Tätigkeit einen kleinen Beitrag zur Beſtreitung
ihres Lebensunterhaltes zu erzielen. Mangels einer Aus-
nahmebeſtimmung konnte jedoch den Wünſchen trotz Befürwor
tung durch die Schule und die Ortspolizeibehörde nicht ent-
ſprochen werden.“ Aber es kamen auch Fälle unmenſchlicher
Behandlung der eigenen Kinder vor, die nicht zu entſchuldigen
ſind. So teilt der Bericht der Gewerbeinſpektion Altong 45
Fälle mit, die 52 Kinder betrafen, in denen die Eltern ihre
Kinder im Sommer, aber auch ſchon vor morgens, lange vor
dem Unterricht mit dem Austragen von Brot und Milch be
ſchäftigten. Jn einem Falle mußte ein elfjähriges Kind wäh-
rend der ganzen Woche, alſo auch Sonntags von 334 bis
5 Uhr morgens Austragedienſte verrichten vier Kinder wur
den von 4 bis 41 Uhr ab eine Stunde lang, 13 Kinder von 5
oder 514 Uhr ab eine bis anderthalb Stunden lang und 34
Kinder von 6 bis 61 Uhr ab eine bis anderthalb Stunden lang
beſchäftigt. Von den 52 Kindern waren 32 unter 14 Jahren
und 13 unter 12 Jahren.

Da die Durchführung der Beſtimmungen des Kinderſchutz
geſetzes auch im Jahre 1912 in allen Bezirken noch ſehr viel zu
wünſchen übrig läßt, ſollte in Zukunft nachdrücklicher als bis-
her auf die Einhaltung der Vorſchriften gedrungen werden.
Aber überall dort, wo die Zahl der wirtſchaftlich Schwachen ſo
groß iſt, daß viele Familien mit großer Kinderzahl auf die
Mitarbeit ihrer Kinder angewieſen ſind, kann man durch ein
zu ſtrenges Verfahren, wie der Bericht aus dem Bezirk Poſen
mit Recht hervorhebt, allen dieſen Perſonen ihre Lage nur noch
ſchlimmer machen.

Man führe allgemein Tarifverträge mit Minimal-
lohnſätzen und Arbeitszeitfeſtſetzung eventuell
durch geſetzlichen Zwang ein. Dann wird man auch eine
ſtrengere Jnnehaltung der Beſtimmungen des Kinderſchutz
geſetzes überall durchführen können. ohne dabei die Exiſtenz
von Eltern mit vielen Kindern zu gefährden.

Gewerkſchaftliches.
Der Streik bei Voſch in Stuttgart

iſt beendei. Zwiſchen dem Verband der Metallinduſtriellen und
dem Metallarbeiterverband ſind Bedingungen für die Wieder
aufnahme der Arbeit vereinbart, die die Firma ſchließlich aner-
kannte. Die Arbeiter beſchloſſen gegen zwei Stimmen, die Arbeit
wieder aufzunehmen. Herr Boſch iſt übrigens ſehr ungehalten
über den zugunſten der Arbeiter beendeten Streik. In einer
Zuſchrift an die bürgerliche Preſſe klagt er:

„Das Vorgehen des Deutſchen Metallarbeiterverbandes hat
mich zu der Ueberzeugung gebracht. daß es für eine einzelne
Firma nicht möglich iſt, gegen die Machtgelüſte der Gewerkſchaft
aufzukommen. Wenn die übertriebenen Anforderungen des Deutſchen
Metallarbeiterverbandes verwirklicht würden, ſo wäre mein Betrieb
dadurch unmöglich gemacht. Ich habe mich deshalb veranlaßt ge

ſehen, dem Verband Württembergiſcher Metallinduſtrieller beizu-

treten
Der Verband der Metallinduſtriellen macht ja böſe Geſchichten!

Da die Vereinbarungen unter den von ihm feſtgeſetzten Be
dingungen zuſtande kamen, hat er alſo den „Machtgelüſten“ der
Gewerkſchaft nachgegeben Wer die Metallinduſtriellen kennt,
wird das ſchwerlich glanben. Herr Boſch wird's bei ruhiger
Ueberlegung auch nicht glauben. Wenn er ſeinem neueſten ſchrift
lichen Bekenntnis gemäß die berechtigten Wünſche ſeiner Arbeiter
erfüllt, wird er ſtets vor Konflikten mit den Arbeitern bewahrt
bleiben. Was die Metallinduſtriellen durch ihre Organiſation an
erkennen, iſt ſchon nicht ſo viel, um es nicht erfüllen zu können
und darüber beſonders verärgert zu ſein.

Juternutiongler Bergarheiter-Kongreß.

Jn Karlsbad in Böhmen tagte in der Woche vom 20. bis
26. Juli der 24. internationale Bergarbeiter-
tongreß. Es waren gegen 200 Delegierte und Gäſte an
weſend. Präſident Smillie betonte in ſeiner Eröffnungs-
rede: Dieſer Kongreß iſt der ſtärkſte von allen bisher gehal-
tenen, nicht nur an Zahl der Delegierten, ſondern auch der ver
tretenen Mitglieder. (Bravo!) Jch begrüße beſonders die
Delegierten der nord amerikaniſchen Berg- und Hüttenarbeiter,
die ſich in den letzten Jahren infolge eines Mißverſtändniſſes
ferngehalten hatten. Trotz der guten Konjunktur im letzten
Jahre mußten wir uns alle Lohnerhöhungen ſchwer erkämpfen;
wir haben deren in England mehrere erreicht, in Schottland
ſogar eine um 354 Prozent! (Bravol!) Nicht die Konjunktur
bringt die von den Unternehmern ſo ſehr beklagte Unruhe
unter die Arbeiter, ſondern vielmehr noch iſt es die Ausbrei-
tung der Erkenntnis, daß auf die Dauer nicht die wenigen
Kapitaliſten den Ertrag der Arbeit der Proletariermaſſen an
ſich reißen dürfen. Dieſe Erkenntnis verbürgt den Sieg des
Sozialismus! (Gr. Beifall.)

Vertreten waren auf dem Kongreß: England durch 76,
Amerika durch 3, Deutſchland durch 22 (darunter 5 von der
polniſchen Berufsvereinigung die Hirſch-Dunckerſchen feh-
len, weil ſie dafür ſind, nur alle zwei Jahre zu delegieren),
Belgien durch 17, Frankreich durch 11, Holland durch 1, Oeſter
reich durch 27, zuſammen 149 Delegierte.

Am zweiten Verhandlumgstage beſchäftigte man ſich zunächſt
mit der Frage der Arbeitszeit. Adamſon- England
begründete eine auch von Belgien beantragte Reſolution zu
gunſten des Achtſtundentags einſchließlich Ein- und Ausfahrt,
16ſtündiger Ruhezeit zwiſchen den Schichten und Höchſtzahl von
ſechs Schichten in der Woche. Er weiſt beſonders auf die
geſundheitlichen und Unfallgefahren im Bergbau hin und be
klagt die Erſchwerung der geiſtigen Ausbildung der Berg
arbeiter durch die überlange Arbeitszeit. Jn England wurde
1908 das Achtſtundengeſetz eingeführt, aber es bezieht die Seil-
fahrt nicht ein und iſt lückenhaft. Wir fordern acht Stunden
Muße, acht Stunden Schlaf und acht Schilling den Tag!

Bei der Abſtimmung findet die Reſolution einſtimmige
Annahme.

Nachmittags- Sitzung.
Schmidt Bochum Deutſcher Bergarbeiterverband) ſprach

über Bergapbeiterſchutz, weiſt auf die Treiberei nach
Kohlen hin, wobei die Sicherheitsrückſichten unbeachtet
bleiben es erſchlafft nicht nur der Körper, ſondern auch die
Wachſamkeit gegen die Gefahren. Fallen doch die meiſten Un
fälle nach der amtlichen Statiſtik auf das Wochenende, was
übrigens die Behauptung der Berufsgenoſſenſchaft (Unfallver-
ſicherung) genügend illuſtriert, daß die meiſten Unfälle auf
Sonntagsräuſche zurückzuführen ſeien. 1886 verunglückten pro
1000: 65,45, 1911 aber ſchon 136,74. Freilich, entſchädigt wird
nur ein geringer Teil. Von 366 000 Verſicherten im Ruhr
revier verunglückten 59 563 3000 mehr als im Vorjahre,
eine viel größere Zunghme, als die der Arbeiterzahl. 1902
waren erſt etwas über 37 000 verunglückt! 1912 paſſierten
ſchon 198,54 Unfälle pro Tag und es gab 1082 tödliche Unfälle
gegen 516 vorigen Jahres. Die Sicherheitsmänner können
ihr bißchen geſetzlich geſichertes Recht gar nicht ausüben, weil
die Unternehmer ſie durch die ſattſam bekannten Schikanen
und Lohndrückereien daran hindern. Der Referent erzählt
einige der kraſſeſten Fälle von Sicherheitsmänner-Schikanie
rung und ſelbſt von preußiſchen Gerichten als ungerechtfertigt
erklärten Entlaſſungen von Sicherheitsmännern. Die Be
ſchwerden werden in der Regel von den Bergbehörden abge
wieſen. Die Eintragung des Schlagwetterbefundes durch einen
Sicherheitsmann auf Zeche Dorſtfeld bezeichnete der Bergrat
als Unſinn bis er ſich ſelbſt davon überzeugte. Unſere Berg-
beamten ſind eben Blut vom Blut der Zechenherren und die
chriſtlichen Bergarbeiterführer loben dieſe Zuſtände noch, wie
Herr Jmbuſch im preußiſchen Landtag. Und dabei werden die
chriſtlichen Sicherheitsmänner, wenn ſie ihre Pflicht tun, ge
nau ſo ſchikaniert wie unſere. Jn England ſinken die Un-
fälie und da ſoll Deutſchland die beſte Unfallverhütung
haben! Deutſchland in der Welt voran aber beſonders bei
den Unfällen im Bergbau. (Heiterkeit.) Der Redner beweiſt
dies zahlenmäßig. Die einzige Abhilfe zeigt unſere Reſolu
tion, die auch von Oeſterreich und Holland geſtellt iſt: die An
ſtellung von geheim und direkt gewählten, vom Staate beſol
deten Grubenkontrolleuren aus der Mitte der Bergarbeiter!

Zwanzger-Leoben (Vertrauensmann der ſſteiriſchen
Bergarbeiter) führt aus, daß die öſterreichiſchen Bergarbeiter,
gewitzigt durch die deutſchen Erfahrungen, die Uebernahme des
deutſchen SicherheitsmännerSyſtems ablehnen. Die Unfall
ziffern ſteigen auch bei uns.

Elfers-Holland: Von 1500 Bergleuten der Stagatsgrube
Wilhelmina ſind 534 verunglückt. Unſere Geſetze ſind noch
ſchlechter wie die deutſchen. Die Beſuche der Jnſpektion werden
immer raſch heruntertelephoniert und die ſchlechten Arbeits
orte werden ihr nicht gezeigt.

Harvey- Großbritannien legte in ſehr temperamentvoller
Rede dar, daß die Sicherheit des Lebens des Grubenarbeiters
die Hauptfrage für den Kongreß iſt. Jeder ſechſte engliſche
Knappe verunglückt und als wir ein neues beſſeres Geſetz er
kämpften, beſchuldigten uns die Profitraffer des Landesver
rats. (Hört, hört!l) Die Sicherung des Lebens der Berg
arbeiter muß allem anderen vorangehen, ſtimmen wir ein
mütig der Reſolution zu. (Großer Beifall.)

Die Reſolutionen (vom Staat beſoldete Arbeiterkontrolleurs.
direkt und geheim gewählt, Ausbau der BergarbeiterſchhGe
ſetze, werden ein ſtimmig angenommen a
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Robert-Horkſhire (England) begründete eine »Reſolution,
die die Arbeitervertreter in den Parlamenten auffordert, für
Geſetze einzutreten, die die Unternehmer daran hindern, wäh-
rend wirtſchaftlicher Streitigkeiten die Arbeiter aus ihren
Häuſern zu vertreiben.

Die Reſolution wurde einſtimmig angenommen.
Die Beratung der Punkte: Kollektivverträge und

Minimallohn wurde auf Vorſchlag Sachſes verbunden.
Belgien beantragte: Der Kongreß fordert, daß durch die Ge-

werkſchaften Kollektivverträge entweder nach Diſtrikten oder
für ein ganzes Land abgeſchloſſen werden. Wir fordern den
Minimallohn für die Untertagsarbeiter auf dem Wege der Ge
ſetzgebung oder der Kollektivverträge.

Die Reſolutionen zugunſten der Kollektivverträge und des
Mindeſtlohns werden unter lebhaftem Applaus einſtimmig
angenommen.

Verſtaatlichung des Grund und Bodens der
Bergwerke und der Eiſenbahnen. Abg. Brace-
Großbritannien begründete folgende Reſolution: Dieſer Kon-
greß iſt der Anſicht, daß die Geſamtheit' des Grund und
Bodens der Bergwerke und der Eiſenbahnen im Jntereſſe der
Allgemeinheit der verſchiedenen Länder verſtaatlicht wer-
den ſollte. Die Verſtaatlichung der Bergwerke allein wäre
bei weiterem Privatbeſitz an Land und Bahnen ungeheuer-
ſchwierig. Das Land iſt die Grundlage aller Jnduſtrie. Wenn
es den Arbeitern in den kontinentalen Staatsbergwerken nicht
beſſer geht, als in den Privatgruben, ſo deshalb, weil eben
nicht großzügig verſtaatlicht wurde. Wir wollen die zu ent-
eignenden Privatbeſitzer entſchädigen durch Staatspapiere in
Höhe des Ertrags der letzten fünf Jahre, bei kleinen Gruben
durch Bargeld auf Grund eines Kohlenpreiſes von 12 Mk. die
Tonne. Die Staatstohlenwerksſcheine ſollen mit 3 Prozent
verzinſt werden. Das alles fordert unſer Parlamentsantrag
es könnten dann die Kohlen verbilligt werden und die ganze
Nation hätte auch ſonſt große Vorteile. Jn England will man
cin Oelmonopol einführen, um die Rohölfeuerung der Kriegs-
ſchiffe zu ſichern. Warum nicht ebenſo mit der Kohle? (Sehr
wahr!) Wären unſere Gruben ſtaatlich, ſo hätten wir leicht
den 5 Schilling-Mindeſtlohn durchgeſetzt; denn man hätte dann
nicht auf den Privatbeſitz Rückſicht genommen.

Auch dieſe Reſolution wurde angenommen.
Präſident Smillie ſchloß den Kongreß mit einem kurzen

Rückblick auf die Verhandlungen, Dankesworten und Wünſchen
für den weiteren Fortſchritt der Organiſation und glückliche
Heimreiſe der Delegierten. Auf Wiederſehen in zwei Jahren!
Die Delegierten brachten Hochrufe auf die internationale Ver-
brüderung der Bergarbeiter aus.

Gewerkſchaftliches.
Der Hamburger Werftarbeiterſtreik.

Jn den letzten Tagen haben verſchiedene am Streik beteiligte
und intereſſierte Gewerkſchaften in Vertrauensmänner- oder
Mitgliederverſammlungen Stellung zur Streiklage und zum
Verhalten der Verbandsleitungen genommen.

Die Verſammlung der Schmiede und Keſſelſchmiede
verurteilte die Haltung des Zentralvorſtandes. Es kam die
Meinung zum Ausdruck: Die Werftarbeiter dürften den Werft-
gewaltigen nicht ausgeliefert werden. Eine Reſolution, die
den Werftarbeitern die Sympathie der Verſammlung aus-
ſpricht und vom Vorſtand erwartet, daß er die Bewegung
ſanktioniert, wurde angenommen. Der Erhebung von Extra-
beiträgen in Höhe von 1 Mk. bis 4 Mk. pro Woche wurde zuge-
ſtimmt.

Jn einer Delegierten- und Vertrauensmännerverſammkung
des Holzarbeiter verbandes legte ein Vertreter des
Vorſtandes die Gründe dar, die maßgebend für die Stellung der
Organiſationsleitung waren. Nach langer Debatte wurde fol-
gende Reſolution angenommen:

„Die Delegiertenverſammlung ſämtlicher Branchen des Holz-
arbeiterverbandes, Zahlſtelle Hamburg, bedauert aufs leb-
hafteſte die ſtatutenwidrige Arbeitseinſtellung auf den Werf-
ten. Es kann aber unſerer Kollegenſchaft kein Vorwurf ge-
macht werden, da für ſie nach Lage der Dinge die Weiterarbeit
unmöglich war. Die Verſammlung bedauert den Standpunkt
der Hauptvorſtände der beteiligten Gewerkſchaften, durch
welchen die Streikenden den Werfigewaltigen auf Gnade oder
Ungnade überliefert ſind. Sie fordern den Hauptvorſtand
dringend auf, unverzüglich ſeine Genehmigung zum Streik zu

geben und den Streikenden die ſtatutenmäß r
z zahlen.“ Einen Antrag der Ortsderwal zur Auf-
ringung von Mitteln zur Unterſtützung der Streikenden lehn

ten die Delegierten ab.
Die Former- und Gießereiarbeiter nahmen eben-

falls zu dem Streik der Werftarbeiter Stellung. Die Haltung
der Zentralvorſtände wurde einer ſcharfen Kritik unterzogen.
Eine Sympathiereſolution wurde angenommen. In ihr heißt
»s: Die Verſammlung fordert die geſamte Mitgliedſchaft der
Verwaltungsſtelle Hamburg auf, dafür einzutreten, daß dem
Hauptvorſtand das Verfügungsrecht über unſere Lokalkaſſe ab
geſprochen wird und die Loka kaſſe im Intereſſe der Werft
arbeiter in Anſpruch genommen wird. Ein Extrabeitrag von
50 Pf. bis 2 Mk. pro Woche wurde angenommen.

Die Graveure, Ziſeleure, Gold- und Silber-
ſchmiede nahmen in ihrer Verſammlung eine andere Stel-
lung ein. Sowohl das Verhalten der Werftarbeiter als das
der Vorſtände wurde kritiſiert. Jn einer Reſolution heißt es:
Die Verſammelten erblicken in der am 14. Juni erfolgten Ar-
beitsniederlegung einen groben Verſtoß gegen das Vrbands-
ſtatut und befürchten bei Wiederholung derartiger Angelegen-
hiten eine ſchwere Schädigung der Arbeiterorganiſationen
Um aber die Situation nicht noch zu verſchlimmern und die
Fortentwicklung des Verbandes nicht noch weiter zu gefährden,
erklärte ſich die Verſammlung mit den freiwilligen Extra-
beiträgen einverſtanden. Die Beiträge wurden auf 50 Pf. bis
3 Mk., je nach der Höhe des Verdienſtes, feſtgeſetzt.

Eine Verſammlung der Schiffszimmerer beſchloß einen
Extrabeitrag von 1,50 Mk., den die arbeitenden Kollegen wäh-
rend des Streiks allwöchentlich zu leiſten haben.

Der Bund der Techniker ermahnt in einem Zirkular
ſeine Mitglieder, ſich nicht zu Streikbrecherarbeiten herzugeben
und Arbeiten, die ſie bisher nicht verrichtet haben, nicht zu
übernehmen. Trotzdem haben ſich verſchiedene Techniker und
Beamte des Kalkulationsbureaus der Vulkanwerft frei-
willig zu Streikbrecherarbeiten hergegeben. Wie ſich die
Bundesleitung zu dieſen Tatſachen ſtellt, muß abgewartet wer-
den. Es müßte den im Bund organiſierten Technikern doch
möglich ſein, ihre Mitglieder von ſolchem Verrat der Streiken-
den zurückzuhalten.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 29. Juli 1913.

Sozialdemokratiſcher Verein Halle- Saalkreis.
Die 2. Kreis Generalverſammlung findet am Sonntag, den

3. Auguſt, vormittags pünktlich 9 Uhr in Halle im Volkspark ſtatt.
Tagesordnung:

1. Taktiſche Fragen und der Parteitag in Jena. Referent
Genoſſe Fritz Kunert.

2. Wahl der Delegierten zum Parteitag.
3. Wahl der Delegierten zum Bezirkstag.
4. Unſere Stellung zur Druckerei.
5. Preſſe.
6. Anträge der Mitglieder.

Abänderungsanträge zum Statut ſind folgende eingegangen
Der Vorſtand beantragt, im s 11 zu ſetzen: „Alljährlich im

im April und möglichſt im Juli findet eine Kreis-General-
verſammlung ſtatt.“

Der 14. Diſtrikt beantragt, im S 11 anſtatt Juli zu ſetzen: „vor
Stattfinden des jeweiligen Parteitages.“

Der 8. Diſtrikt beantragt, im S 11 hinter Juli zu ſetzen:
„ſpäteſtens Mitte Auguſt.“

Der Vorſtand beantragt, im s 11, Abſatz 1 anzufügen: „und
ein Reviſor“.

Der 10. Diſtrikt beantragt, im S 11, Abſatz 1 am Schluß zu
ſetzen: „und die Reviſoren.“

Der 16. Diſtrikt beantragt, im Statut aufzunehmen: „Ein Ver-
treter des Verlags hat zu allen Sitzungen des erweiterten Vor
ſtandes und zur Kreis-Generalverſammlunn Sitz und Stimme.“

Weiter ſoll ins Statut aufgenommen werden:
„Die Delegierten und Funktionäre müſſen mit Mandat und

Mitgliedsbuch als Legitimation verſehen ſein. Die Mietalieder,
die der Generalverſammlung beiwohnen wollen, müſſen ſich
gleichfalls durch Mitgliedsbuch ausweiſen.“

Weitere in den Diſtrikten geſtellte Anträge werden den Ver-
tretern zur Kreis- Generalverſammlung noch zugeſtellt.

Der Vorſtand.

Wer ift ſchuld an den hohen Wohnungsmieten?
Die Frage des Wohnungselends und der hohen Mieten, dieja untrembar zuſammengehören, iſt durch die Rede der Woh

nungsinſpektorin wieder ſehr aktuell geworden. Aber während
die Beamtin auf den Kinderreichtum ſo nachdrücklichſt als
ſchuldige Urſache hinwies, ſoll heute an Hand einwandfreier
Zahlen bewieſen werden, daß die Hauptſchuld an den hohen
Mietpreiſen und damit dem Wohnungselend ganz wo anders
liegt. Wenn man unſre Hausbeſitzer und die Bau und Grund
ſtücksſpekulanten hört, dann ſind in erſter Linie die erhöhten
Baukoſten, darunter beſonders natürlich die „hohen“ Arbeits
löhne ſchuld an den teuren Mieten. Daß auch das nicht wahr
iſt, daß vielmehr der Bodenwucher die erſte und Haupt
ſchuld trägt, dafür bietet die Ueberſicht über die 20 jährige
fruchtbringende Bautätigkeit des Dortmunder Spar und Bau
vereins einen klaſſiſchen Beweis.

Der Dortmunder Spar und Bauverein hat in den 20 Jahren
ſeines Beſtehens 1400 Wohnungen für 7000 Bewohner (d. i.
3 Prozent der Einwohnerſchaft Dortmunds) gebaut. Da er
ſtets nur große Grundſtücke erworben und die Bauarbeiten im
ganzen vergeben hat, ſo laſſen ſich aus ſeiner Tätigkeit bei
der einheitlichen Geſchäftsführung mit Sicherheit allgemein
für Großſtädte gültige Angaben darüber erſehen, welche
Steigerung die reinen Baukoſten gegenüber den Bodenpreiſen
in dieſer Zeit erfahren haben und welchen praktiſchen Einfluß
ſie ausgeübt haben. Aus einer Gegenüberſtellung ergibt ſich,
daß die Erwerbskoſten für das Quadratmeter Bauplatzfläche
von 10,05 Mk. im Jahre 1893 auf 838,70 Mk. im Jahre 1010,
alſo um 208 v. H. geſtiegen ſind, während die Bautkoſten für
das Quadratmeter bebaute Fläche von 138,85 Mk. auf 185,15
Mark, alſo nur um 33 v. H., ſtiegen. Durch die unge-
heure Steigerung der Grunderwerbskoſten um
208 v. H. und das verhältnismäßig geringe Wachstum der
Baukoſten iſt das Verhältnis von Bauplatzkoſten zu den Bau-
koſten gegen früher ganz weſentlich verſchoben. Da die Qua-
dratmeter-Wohnungsfläche in den Vereinshäuſern 1894 nur
3,60 Mk. koſtete, hätte die Miete unter alleinigem Einfluß der
erhöhten Baukoſten nur allerhöchſtens um 1,20 Mk. teurer
werden dürfen, tatſächlich würde der Verr aber durch die
hohen Bodenpreiſe gezwungen, 5,62 Mk. zu for-
dern. Der Einfluß der Bodenpreisſteigerung tritt ganz rein
und ungeſchwächt hervor, wenn man bedenkt, daß unter Anſatz
der im Jahre 1893 gezahlten Bodenpreiſe die ſpäter erworbe-
nen Grundſtücke einen Mehraufwand von 757 793 Mk. erfordert
habe. Legt man der Ertragsberechnung einen Prozentſatz von
5,75 zugrunde, ſo ergibt ſich, daß jährlich 43 573 Mark mehr
aufzubringen ſind. Das macht für jedes Haus eine
Mietserhöhung von 271,14 Mk. oder für jede Woh
nung eine ſolche von 33,90 Mark. Daraus ſieht man, welche
Summen dem Bodenbeſitz und den Bodenſpekulanten in den
Rachen geworfen werden müſſen.

Die Forderung im ſozialen und wirtſchaftlichen Allgemein
intereſſe muß deshalb lauten: Befreiung des Grund und
Bodens aus den Händen der Boden-Spekulanten und Boden-
wucherer, denen das Volk Jahr um Jahr ſo enorme Opfer
bringen muß. Und ein Aufruf zum ſchärfſten Kampf gegen
die wucheriſche Grundſtücksſpekulation wäre
fortſchrittlicher, ſozialer und gerechter geweſen, als der Angriff
auf die kinderreichen Familien.

Betriebseröffnung der Volksfürſorge.
Jn den nächſten Tagen beginnt im Bezirk des Gewerkſchafts

kartells Halle die Tätigkeit für das neue Unternehmen. Die
Volksfürſorge iſt gegründet worden, um die breiten Schichten
der Bevölkerung aus den Feſſeln der große Gewinne abwerfen
den privbatkapitaliſtiſchen Verſicherungsgeſellſchaften zu be
freien. Es beſteht nunmehr die Möglichkeit, eine Verficherung
abzuſchließen bei einer Geſellſchaft, die keinen Kapitalgewinn
erzielen will, nicht die Aktionäre reich macht, keine hohen Vor-
ſtandsgehälter und keine Tantiemen an Aufſichtsratsmitglieder
gewährt.

Aller Gewinn wird nach Abzug der Verwaltungskoſten und
der notwendigen Reſerven den Verſicherten in Form von Ge
winnanteilen wieder zugute kommen.

Die Tarife der Volksfürſorge ſind die denkbar günſtigſten
anderen Privatgeſellſchaften gegenüber. Dieſe Verſicherungs-
geſellſchaften verſuchen mit allem Hochdruck, noch möglichſt viel
Verſicherungen in den Kreiſen der Arbeiterſchaft abzuſchließen,
jedoch wird jeder Arbeiter ihre Agenten abweiſen. Wer eine

Geſchichte eines Rekruten von 1813

Von Erckmann-Chatrian.
(Nachdr. verb.)
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Wer nicht Augenzeuge der Herrlichkeit des Kaiſers Napoleon
in den Jahren 1810, 1811 und 1812 geweſen iſt, der wird ſich
nie eine Vorſtellung davon machen können, bis zu welcher
Stufe der Macht ein Menſch emporſteigen kann.

Als er durch die Champagne, Lothringen und den Elſaß
kam, ließen die Leute mitten in der Ernte oder der Wein-
leſe alles ſtehen und liegen, um ihm entgegenzulaufen. Acht,
zehn Meilen weit kamen einige herbei. Die Weiber, Kinder
und Greiſe ſtürzten mit erhobenen Händen auf die Heerſtraße
und riefen: „Es lebe der Kaiſer! E lebe der Kaiſer!“ Man
hätte meinen ſollen, er wäre Gott, er hauche der Welt den
Lebensodem ein, und wenn er un glücklicherweiſe ſtürbe, müſſe
alles ein Ende haben. Einige alte Republikaner, die den Kopf
ſchüttelten und ſich beim Glaſe Wein die Bemerkung erlaub-
ten, der Kaiſer könne fallen, galten für Verrückte. Das ſchien
gegen die Natur, und man dachte nicht einmal daran.

Jch war ſeit dem Jahre 1804 bei dem alten Uhrmacher Mel-
chior Goulden in Pfalzburg in der Lehre. Da ich nämlich
ſchwach gebaut ſchien und etwas hinkte, hatte meine Mutter
mich für ein leichteres Handwerk beſtimmt, als in unſerem
Dorfe üblich war, denn in Dagsburg findet man nur Holz-
hauer, Kohlenbrenner und Baumſchlitter. Herr Goulden liebte
mich ſehr. Wir wohnten im erſten Stockwerk des großen Eck-
hauſes am Franzöſiſchen Tore, dem Rothen Ochſen gegenüber.

Jhr hättet da die Fürſten, Geſandten und Generäle, die
einen zu Pferde, die andern in Kaleſchen, noch andere in
Berlinen, mit treſſenbeſetzten Röcken, Federbüſchen, Pelzmän-
teln und Orden aus aller Herren Länder ankommen, und auf
der Straße die Kuriere, die Stafetten, die Pulver- und Kugel-
trausporte, die Kanonen, die Proviantwagen, die Kavallerie-
und Jnfanteriemaſſen vorüberziehen ſehen müſſen! Welche
Zeit! welch' Leben und Treiben

Der Gaſtwirt Georges wurde in Zeit von fünf oder ſechszum reichen Mann Er beſaß Wieſen, Obſtgärten,
juſer und Geld in Hülle und Fülle, denn all dieſe Leute,

die aus Deutſchland, aus der Schweiz, aus Rußland, aus
Polen oder anderswo herkamen, legten auf ein paar Hände
voll verſchleuderten Geldes kein Gewicht es waren alles
Edelleute, die es ſich gewiſſermaßen zur Ehre anrechneten,
n zu ſparen.

on Morgen bis zum Abend und ſogar während der Nacht
hielt das Gaſthaus zum Roten Ochſen offene Tafel. Längs
der hohen Fenſter des Erdgeſchoſſes ſah man nichts als die
graßzen, weißgedeckten, mit Silbergeſchirr belade

nen Tiſche voll Wildpret, Fiſch und andern auserleſenen Ge-
richte, vor denen jene Reiſenden einer neben dem anderen
Platz nahmen. Jn dem großen Hofe hinten hörte man nur
das Wiehern der Pferde, das Geſchrei der Poſtillone, das Ge-
lächter der Dienſtmägde, das Rollen der ankommenden oder
albfohrenden Wagen unter den hohen Torwegen. Ach, eine
ſolche Zeit des Glücks und des Gedeihens wird dem Gaſthaus
zum Roten Ochſen nie wieder blühen!

Man ſah auch Leute aus der Stadt ſelbſt dort abſteigen,
Leute, die man gekannt hatte, als ſie ihrer Zeit noch trocknes
Holz im Walde ſuchten oder den Pferdedünger auf den Straßen
zuſammenlaſen. Sie waren, einer unter Tauſend, in Folge
der vielen Kriege in allen Ländern der Welt Kommandeure,
Hauptleute, Generale geworden.

Auch der alte Milchior mit der über die breiten, haarigen
Ohren herabgezegenen, ſchwarzſeidenen Mütze, den ſchlaffen
Augenlidern, der in die große Hornbrille eingeklemmten Naſe
und den zuſammengekniffenen Lippen konnte nicht umhin, zu-
weilen Lupe und Stecheiſen auf den Arbeitstiſch zu legen und
einen Blick nach dem Gaſthauſe hinüberzuwerfen, beſonders,
wenn die ſchallenden Peitſchenſchläge der Poſtillone mit den
ſchweren Stiefeln, dem kurzen Rocke und der im Nacken zum
Zopf zuſammengeflochtenen Hanfperücke das Echo der Wällle
wachriefen und einen neuen, vornehmen Gaſt verkündeten.
Dann wurde er aufmerkſam, und dann und wann hörte ich
ihn ausrufen:

„Sieh da! das iſt ja der Sohn des Dachdeckers Jakob, der
alten Flickfrau Marianne oder des Faßbinders Franz Seppel!
Der hat ſein Glück gemacht berſt und Baron des
Kaiſerreiches obendrein! Warum ſteigt er denn nicht bei
ſeinem Vater ab, der da unten in der Kapuzinerſtraße wohnt

Wenn er ſie aber auf die Straße treten und rechts und links
den Leuten, die ſie wiedererkannten, die Hände drücken ſah,
dann veränderte ſich ſein Geſicht. Er trocknete ſich mit dem
großen, karierten Taſchentuche die Augen und murmelte:

„Was wird die arme alte Annette für eine Freude haben!
Alle bonnör, das laſſe ich mir gefallen! Der iſt nicht ſtolz,
das iſt ein braver Mann. Wenn ihn nur nicht eine Kugel gar
zu bald wegreißt!“

Einige zogen vorüber, als ob ſie ſich ihres Heimatsortes
ſchämten, andere ſchritten ſtolz durch die Straßen, um eine
Schweſter oder eine Couſine zu beſuchen. Von den letzteren
ſprach die ganze Stadt, ganz ſchmückte ſich ſozuſagen
mit ihren Orden und Epaulettes; die erſten aber verachtete
man eben ſo ſehr und ſogar noch mehr als zu der Zeit, wo ſie
die Straße fegten.

Faſt allmonatlich wurde wegen irgendeines neuen Sieges
ein Tedeum geſungen und gab die Kanone vor dem Arſenale
ihre einundzwänzig Schüſſe ab, die uns das Herz im Leibe
erbeben machten. Während der nächſten acht Tage ſchwebten
dann alle Famitten in Angſt und Unruhe beſonders die armen

alten Frauen harrten auf einen Brief. Sobald der erſte ein
traf, wußte die ganze Stadt: „die und die hat Nachricht
von Jacques oder Claude empfangen!“ und alle liefen hin,
um zu erfahren, ob er nichts über ihren Joſeph oder ihren
Jean-Baptiſte mitteile. Von den Beförderungen und den
Totenſcheinen will ich gar nicht reden. An die Beförderungen
glaubte jeder die Toten mußten ja erſetzt werden; auf die
Totenſcheine aber warteten die Eltern unter heißen Tränen,
denn ſie kamen ihnen nicht ſogleich, manchmal ſogar niemals
zu, und die armen Alten tröſteten ſich dann mit dem Ge
danken: Vielleicht iſt unſer Junge gefangen Wenn erſt
Friede geſchloſſen iſt, wird er zurückkehren Wie viele ſind
zurückgekommen, die man für tot hielt!“ Aber Friede wurde
niemals war ein Krieg zu Ende, ſo fing man einen andern
an. Es fehlte uns immer etwas, bald von ſeiten Rußlands,
bald von ſeiten Spaniens, bald anderswo der Kaiſer war
nie zufrieden.

Beim Durchzuge der Regimenter, welche, den großen Mantel
um die Hüften geſchlagen, den Torniſter auf dem Rücken, das
Gewehr nach Belieben auf der Schulter oder im Arm mit den
langen, bis zum Knie reichenden Gamaſchen, bald kotbeſpritzt,
bald ſtaubbedeckt, ſchnellen Schrittes die Stadt paſſierten,
fragte mich Vater Melchior, nachdem er dem Vorübermarſche
zugeſehen hatte, oft ganz nachdenklich:

„Sag doch, Joſeph, wieviel, meinſt du, haben wir ſeit 1804
hier durchkommen ſehen?“

„O, ich weiß nicht, Herr Goulden,“ erwiderte ich. „Minde-
ſtens doch vier- bis fünfmal Hunderttauſend.“

„Ja mindeſtens!“ entgegnete er. „Und wieviel haſt dw
zurückkeommen ſehen

Nun begriff ich, was er ſagen wollte, und erwiderte:
„Vielleicht kehren ſie über Mainz oder auf einer andern

Heerſtraße zurück Es iſt nicht anders denkbarl“
Er aber ſchüttelte den Kopf und ſagte:
„Dicjenigen, die du nicht haſt zurückkommen ſehen, ſind ge

fallen, wie hundert und abermals Hunderttauſend andere
fallen werden, wenn der liebe Gott nicht Erbarmen mit uns

denn der Kaiſer liebt nur den Kriegl Um ſeinen Brüdern
ronen zu verſchaffen, hat er ſchon mehr Blut vergoſſen, als

unſere große Revolution getan, um die Menſchenrechte zu er
ringen.“

Wir machten uns wieder an die Arbeit, die Betrachtungen
Herrn Gouldens aber gaben mir ſchrecklich viel zu

Jch hinkte allerdings ein wenig auf dem linken Fuße, aber
wie viele andere, die ebenfalls mit Körpergebrechen behaftet
waren, hatten deſſenungeachtet ihre Marſch-Route erhalten!

Alle ſolche Vorſtellungen gingen mir im Kopfe herum, und
wenn ich lange daran dachte, wurde ich recht bekümmert dar-
über. Dergleichen ſchien mir ſchrecklich, nicht allein, weil ich
den Krieg nicht liebte, ſondern mehr noch, weil ich mich mitmeiner Couſie Katherine aus Vierwinden verheiraten
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Später ſahen wir nur noch ein Meer von Lanzen, Säbeln

Verſicherung bei der Volksfürſorge abſchließen will, wird den
dem Flugblatt beiliegenden Bereitwilligkeitsſchein unterzeich-
nen. Dieſer Schein kann in jeder Verkaufsſtelle des Konſum-
vereins und bei allen Gewerkſchaften abgegeben werden.

Die Tätigkeit für die Volksfürforge iſt geſtern in einer Ver
ſammlung der Beitragskaſſierer der Gewertſchaften, faſt 600
an der Zahl, ausführlich beſprochen worden. Es wurde ein
inſtruktiver Vortrag gehalten, in welchem die Tarife erläutert
und die Anweiſungen für die Vertrauensleute beſprochen wur-
den. Wenn das Material verteilt iſt, werden die Kaſſierer
un ihre Mitglieder wegen der Aufnahme von Verſicherungs
anträgen herantreten.

Schweres Eiſenbahnunglück. Am geſtrigen Montag er
eignete ſich kurz vor 12 Uhr mittags auf der Halle-Halber-
re Strecke bei der Station Nauendorf ein folgenchweres Eiſenbahnunglück. Vor der Einfahrt in den Bahn
hof Nauendorf ſtürzte die Maſchine des Eilgüterzuges Halber
ſtadt Halle um, und mehrere Wagen entgleiſten. Ein Eiſen
bahnbeamter namens Starker wurde ſchwer verletzt. Er
wurde in die Halleſche Klinik geſchafft. Fünf leichter ver
letzte Bahnbeamte konnten ſich mit dem nachkommenden D-Zug
wach Halberſtadt in ärztliche Behandlung begeben. Der Mate
m iſt bedeutend.

eber die Urſachen des Unglücks iſt nichts bekannt. Auder amtli Bericht enthält darüber nichts. Er ſagt nur: a
der Einfahrt des Eilgüterzuges 6027 in den Bahnhof Nauen-
dorf entgleiſten aus bisher noch unbekannter Urſache die beiden
Zug maſchinen und fünf Wagen, wobei ein Schaffner ſchwer
verletzt und zwei Wagen ſtark beſchädigt worden ſind. Der
Zugverkehr wurde nur unweſentlich beeinflußt.
Ein Eiſenbahnunfall, der glücklicherweiſe glimpflicher ab

lief, ereignete ſich am Sonntag auf der Halle-Hettſtedter Bahn.
Als der 3.80 Uhr von Halle abgefahrene Perſonengzug die Ein
jahrtsweiche auf Bahnhof Nietleben paſſierte, wurden die
Mitreiſenden plötzlich durch ein furchtbares Schleudern von
ihren Sitzen geworfen. Die drei hinteren Wagen waren ent

leiſt. der letzte lag quer über den Schienen und hatte ſich, dem
re nahe, tief in den Sand gebohrt. Die Urſache dürfte

in zu früher Weichenſtellung zu ſuchen ſein. Der Material
iſt, abgeſehen von verbogenen Schienen, zerbrochenen

Fenſterſcheiben und geriſſenen Kuppelungen, nicht erheblich.

Der Verkehr war längere Zeit ö iverlegt g Zeit geſtört. Perſonen ſind nicht
Und wieder einmal die Gerüche der Kröllwitzer Papierſabrit. Man ſchreibt uns: Jm Stadtverordneten fängt

äußerte neulich ein „Stadtvater“, daß er von den Gerüchen der
Papierfabrik noch nichts wahrgenommen habe, trotzdem er ſchon
eine ganze Reihe von Jahren in Kröllwitz wohne. Es iſt ja nun
nicht ausgeſchloſſen, daß man, wenn man in der angenehmen
Lage iſt, ſich die Naſe mit einer Aktie der Papierfabrik zubinden
zu können, nichts riecht. Andernfalls iſt es unerklärlich, wenn
man beiſpielsweiſe an einem Tage wie am letzten Sonntag nichts
gerochen hätte. Da hat es allerdings nicht nur gerochen, ſondern
geſtunken, peſtilenzialiſch geſtunken. Es ſcheint, als ob die Fabrik

r e wenn der Betrieb ganzuht, dazu benutzt, älle itigen, diden e e 8 en vehhiigen die dann
An anderen Sonntagen hat es bis in die Heide hinein geſtunken,

dann zur Abwechſlung wieder einmal bis an
an der Deſſauer Straße, ja bis zum Poſthorn bei Mötzlich. Auch
bis weit in die Mitte der Stadt hinein fliegen mitunter die ekel
J „Düfte. Was mögen nur die zahlreichen Fremden bei

Jrnken Da t e ſchönes Saaletal oder den

Ze deſuchen. ird Ei ff eiielleicht wird Eichendorff einmal

Es ſteht ein Schornſtein im Tale,
Stinkt weit in die Lande hinein,
Verpeſtet die ſchöne Saale
Und heißt der „Keferſtein“.

Das Reichsgericht über das für Automobile zuläſſige
Tempo. Wie hat der Automobiliſt in bedenklichen Situationen
zu fahren Ueber dieſe Frage von allgemeiner Bedeutung hat
das Reichsgericht einen beſtimmten Rechtsgrundſatz aufgeſtellt,
der im Intereſſe eines ſicheren Straßenverkehrs an den Auto
mobilismus die Anforderung ſtellt, daß ein Automobil in be-
denklichen Situationen ſo zu fahren und zu ſteuern iſt, daß es
zu jeder Zeit zum Stillſtand gebracht werden
kann. Wird dieſes Erfordernis nicht erfüllt, ſo entfällt für
den Automobilhalter bei einem Unfall der Einwand, daß nach
dem Verhalten des Verletzten ein unabwendbares Ereignis
im Sinne des S 7 des Automobilgeſetzes vorliege und die Haft-
pflicht deshalb ausgeſchloſſen ſei. Einen ſolchen Fall be-
handelt das jetzt vom Reichsgericht verkündete Urteil: Ein
Magiſtratskanzliſt M. war von einem Automobil angerannt
und körperlich verletzt worden. M. hat gegen die Eigentümerin
des Automobils Anſprüche auf Grund des S 7 des Kraftfahr-

7 h

des „unabwendbaren Ereigniſſes“ entgegen. Das Landgericht
Nürnberg hat den Anſpruch des Klägers zu drei Fünfteln
abgewieſen, dagegen zu zwei Fünfteln dem Grunde nach
für gerechtfertigt erklärt. Auf die Berufung der Be-
klagten hat das Oberlandesgericht Nürnberg den Kläger ganz
abgewieſen. Das t hat auf die Reviſiondes Klägers das Urteil des Landgerichts wiederhergeſtellt und
die Sache zur Feſtſtellung der Höhe der Forderung an das
Landgericht zurückberwieſen. Aus den Entſcheidungsgründen
des höchſten iſt hierzu gendes mitzuteilen:
Das Oberlandesgericht ſtellt zuge e

a

rn e es
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ſt, die Beklagte habe

den Nachweis nicht erbracht, er Führer des h
euges das Tempo des von ihm gelenkten Automobils in derähe eines ihm entgegenkommenden Straßenbahnwagens ſo

gemäßigt habe, daß er das Automobil erforderlichenfalls ſo
fort hätte zum Stehen bringen können. Daraus ergibt ſich,
daß die Beklagte den ihr nach 8 7 des Automobilgeſetzes ob-
liegenden Entlaſtungsbeweis, der Führer des Fahrzeugs habe
jede nach den Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt beob-
achtet, nicht erbracht hat. Unterliegt ſonach das angefochtene
Urteil wegen Verletzung des S 7 des Automobilgeſetzes der
Aufhebung, ſo vermögen auch diejenigen Ausführungen, die
das eigne Verſchulden des Klägers in den Vordergrund ſchie-
ben, das Urteil nicht zu rechtfertigen.

Die ſtudentiſchen Valksunterrichtskurſe hielten am Montag
nachmittag die Semeſterſchlußverſammlung ab. Der Schriftwart
erſtattete den Bericht über die Tätigkeit im verfloſſenen Sommer
halbjahr. Wie alljährlich iſt auch in dieſem Sommer ein Zurück-
gehen der Beſucherzahl gegen das Winterſemeſter zu verzeichnen.
Jm ganzen fanden 29 Kurſe mit 184 Teilnehmern ſtatt, davon
waren 19 Männerkurſe mit 130 Teilnehmern und 10 Frauenkurſemit 54 Teilnehmerinnen. Außerhalb der Kurſe wurden wieder
Führungen durch die Beeſener Waſſerwerke, das anatomiſche
Muſeum und die ſtädtiſchen Kunſtſammlungen veranſtaltet. Aus
dem Kreiſe der Hörer ſind wiederholt Wünſche um Erweiterung
der Unterrichtsfächer geäußert worden beſonders die Aufnahme
von Bürgerkunde und Geſchichte wurde gewünſcht. Da die
Satzungen jedoch unbedingte Neutralität in allen politiſchen und
religiöſen Fragen vorſchreiben, mußte von der Aufnahme dieſer
Fächer abgeſehen werden.

Um das Redaktionsgeheimnis u einem Prozeß war auch
ein Journaliſt als Zeuge geladen der ſich in der Verhandlung
auf das Redaktionsgeheimnis berief. Hierauf erklärte der Richter,
das Redaktionsgeheimnis müſſe genau ſo gewahrt werden wie das
Amtsgeheimnis und entband den Journaliſten von der Pflicht
der Zeugenausſage. So geſchehen in Nagyzalota in Ungarn,
und der Richter war der Bezirksrichter Vinnay in Arpad. Bei
uns in Deutſchland ſucht man die Journaliſten durch Geldſtrafen
und Zwangshaft mürbe zu machen, damit ſie das Redaktions-
geheimnis preisgeben, dafür haben wir in Deutſchland aber auch
„Preßfreiheit“ und die Preſſe wird ſogar als ſiebente Großmacht
bezeichnet.

Unfall bei der Arbeit. Geſtern abend gegen 5 Uhr quetſchte
ſich der Arbeiter Otto Schulze in den Halleſchen Röhrenwerken
derart die rechte Hand, daß er ſich ſofort in ärztliche Behandlung
begeben mußte.

Unfälle auf der Straße. Ein 75 fähriger Kaufmann kam
beim Abſteigen von einem noch in Fahrt befindlichen Straßen-
bahnwagen in der Großen Ulrichſtraße zu Fall und zog ſich eine
leichte Verletzung am linken Auge zu. Ein 6 jähriger Knabe
wurde geſtern abend in der Hallorenſtraße von einem Radfahrer
umgefahren. Der Knabe trug geringfügige Hautabſchürfungen am
linken Knöchelgelenk davon. Die Schuld trifft den Radfahrer.

Studenten Selbſtmord. Jn der vergangenen Nacht erſchoß
ſich ein Student in ſeiner Wohnung. Eine unheilbare Krankheit
ſoll der Grund zur Tat geweſen ſein.

Unfug. Jn der Nacht vom 25. zum 26. Juli bemerkte ein
Kontrolleur der Wach und Schließgeſellſchaft, daß die Aeußere
Delitzſcher Straße, von der Firma Büſcher u. Hofſmann an bis
zum Dorfe Büſchdorf ſtellenweiſe mit großen Pflaſterſteinen
verlegt war; Haufen bis zu 11 Steinen wechſelten mit ein
zelnen Steinen ab, ſo daß es für ein Fuhrwerk unmöglich war,
hindurch zu kommen. Da feſtgeſtellt wurde, daß kurz vorher
ein Mann den Weg paſſiert hatte, der als Täter in Betracht
kam, nahm der Kontrolleur per Rad die Verfolgung auf und es
gelang ihm auch, die Wohnung des Verdächtigen feſtzuſtellen.
Der Wächter räumte die Steine aus dem Wege. Kurz nachdem
paſſierte ein Automobil den Weg, das ſchweren Schaden hätte
nehmen können.

wennLeſt die ArbeiterJugend
Guſtav Gerig, Triftſtr. 28.
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Beſtellungen nimmt entgegen

Aus der Provinz.
Die Vermögenszuwachsſteuer in der Provinz Sachſen.

Die Vermögenszuwachsſteuer (Beſitzſteuer) beruht bekannt
lich auf dem Gedanken, den Vermögens zuwachs zu be
ſteuern. Es ſoll dies alle drei Jahre, zum erſten Male im
Jahre 1917, erfolgen. Der Ertrag dieſer Steuer fließt aus
zwei Quellen, zunächſt aus dem Zuwachs durch eigenen Erwerb
und weiter aus dem Zuwachs durch Erwerb von Todes wegen.
Etwa drei Fünftel der Vermögenszuwachsſteuer fallen auf die
Quelle aus dem eigenen Erwerbe. Die amtlichen Berechnungen
gehen hierbei davon aus, daß der Gefamtbetrag des Vermögens
zuwachſes nach der Veranlagung 1911-13 gegenüber der Vor
vermögensveranlagung 12 215 Millionen Mark betragen hat.
umd mit einer gleich großen Summe des Vermögenszuwachſes
für die Zukunft gerechnet werden könnte. Die Provinz Sachſen
hat hieran den Anteil von 674 Millionen Mark Vermögenszu-
wachs. Da auf jede Million Vermögenszuwachs nun eine
durchſchnittliche Steuerleiſtung von 9077,50 Mk. entfallen wird,
ſo wird die Provinz Sachſen alle drei Jahre den anſehnlichen
Betrag von 6 118 235 Mk. an Vermögenszuwachsſteuer aus dem
Zuwachs durch eigenen Erwerb aufzubringen haben. Auf das
Jahr berechnet macht das 2 039 412 Mk. Dazu kommt noch der
Ertrag aus dem Zuwachs durch Erwerb von Todes wegen. Er
beziffert ſich auf den Kopf der Bevölkerung auf rund 64 Pf.
und beträgt mithin für Sachſen 1977 136 Mk. Das jährliche
Geſamtaufkommen an Vermögenszuwachsſteuer beträgt alſo
für die Provinz Sachſen 4016 548 Mk. Da die Vermögenszu-
wachsſteuer für das ganze Deutſche Reich nach den amtlichen
Berechnungen insgeſamt 100 Millionen Mark aufbringen ſoll,
ſo würde die Provinz Sachſen rund 4,01 Prozent der geſamten
Steuern zu zahlen haben.

Jn welchem Maße die größten Städte der Provinz Sachſen
zur Vermögenszuwachsſteuer herangezogen werden, kann auf
dieſer Grundlage leicht berechnet werden, indem man auf den
Kopf der Bevölkerung 64 Pf. als Steuer für den Zuwachs durch
Erwerb von Todes wegen rechnen und der hierbei gewonnenen
Summe für jede Million des Vermögenszuwachſes den Betrag
von 9077,50 Mk. hinzurechnet. Der Vermögenszuwachs betrug
von den Veranlagungen für 1908-11 bis zur Veranlagung
1911-13 für Magdeburg 111 082 140 Mk., Halberſtadt 12 355 632,
Halle 61 208 952, Weißenfels 2557 884, Zeitz 11 218 548, Nord
hauſen 15 107 988, Mühlhauſen 8 407 140, Erfurt 42 822 912 Mk.,
Aſchersleben dagegen hatte keinen Vermögenszuwachs zu ver
zeichnen.

Die amtlichen Berechnungen laſſen die Fluktuation der Ver
mögen unberückſichtigt. Daher können die Berechnungen, ſo
wohl die amtliche, als auch die hier vorgenommenen nur als
wahrſcheinliche gelten. Berückſichtigt man aber, daß immerhin
mit einer mäßigen Fluktuation der Vermögen auch außerhalb
der Zuwachsbildung gerechnet werden muß, ſo wird die End-
ſumme der Vermögenszuwachsſteuer eher ein größeres als das
angenommene Ergebnis haben

Delitzſch. Gewerkſchaftskartell. Am Sonnabend erledigte
das Gewerkſchaftskartell die von der vorigen Sitzung unerledigt
gebliebenen Tagesordnungspunkte. Aus den Erläuterungen, dievezüglich der Volksfürſorge gegeben wurden, ging hervor, daß die
Stadt Delitzſch mit nächſter Umgebung drei, und Zſchortau und
Umgebung einen Bezirk bilden ſoll. Als Aufnahme-Sammelſtellen
ſind die Verkaufsſtellen des Konſumvereins vorgeſehen. An der
Hand des eingegangenen Agitationsmaterials konnte nawerden, daß die Joltsnr et gegenüber Privatverſicherungen
den Verſicherten bedeutende Vorteile gewährt. Notwendig iſt es,
darauf zu achten, daß die Arbeiterſchaft Verſicherungsverträge mit
Privatverſicherungen nicht mehr abſchließt. Zur Jnformierung
des Publikums über den neuen Verſicherungszweig ſoll in Kürze
noch eine öffentliche Verſammlung ſtattfinden und am 3. Auguſt
eine Flugblattverbreitung vorgenommen werden, der am 10. 7
eine Hausagitation folgen ſoll. Jm weiteren wurde noch über
das Krankenkaſſenweſen geſprochen und die Notwendigkeit ſtarker
Teilnahme bei der in Kürze kommenden Wahl betont.

Eilenburg. Wahl der Ausſchuß vertreter zur
allgemeinen Ortskrankenkaſſe. Der Vorſtand der
Ortskrankenkaſſe macht bekannt: Die Wahlen der Vertreter
zum Ausſchuß finden ſtatt: 1. Für die Verſicherten am Mon-
tag, den 8. September 1918, von 6—-10 Uhr abends. Wahllokal:
Saal des Reſtaurants Gute Quelle, Breite Straße, 2. für
Arbeitnehmer am Mittwoch, den 10. September 1918, von
8 10 Uhr abends, Wahllokal: Geſellſchaftszimmer des Gaſt
hofs zur Stadt Leipzig. Wahlberechtigt ſind ſämtliche voll

Wir waren gewiſſermaßen zuſammen erzogen worden, und
man konnte ſich kein friſcheres, mutwilligeres Mädchen denken.

ie war eine Blondine mit blauen Augen, roſigen Wangen
und milchweißen Zähnen und nahezu achtzehn Jahre alt. Jch
ſelbſt zählte neunzehn, und die Tante Margredel ſchien ſehrzufrieden, wenn e mich jeden Sonntag morgen ankommen
ſah, um bei ihnen zu frühſtücken und zu Mittag zu eſſen.

Nachher gingen Katherine und ich in den Obſtgarten hinter
dem Hauſe. Wir aßen von demſelben Apfel und derſelben
Birne und waren die glücklichſten Menſchen von der Welt.

Nur ich führte Katherine zur Hauptmeſſe und zur Veſper,
und während der Kirchweih hing ſie immer an meinem Arme
und ſchlug es ab, mit den andern Burſchen aus dem Dorfe zu
tanzen. Jeder wußte, daß wir uns eines Tages heiraten
ſollten, wenn ich aber das Unglück hatte, ausgehoben zu wer-
den, was alles zu Ende. Jch wünſchte, noch tauſendmal lahmer
zu ſein, als ich war, denn man hatte damals zuerſt die ledigen
Burſchen, dann die verheirateten Männer ohne Kinder, und
endlich die mit einem Kinde genommen, und ich dachte daher
unwillkürlich: „Sind die Lahmen beſſer als die Familien-
väter? Sollte man dich nicht unter die Kavallerie ſtecken
können Dieſe Vorſtellung machte mich traurig; ich hätte
ſchon flüchten mögen.

Meine Angſt wuchs aber beſonders im Jahre 1812, beim
Beginn des Krieges gegen die Ruſſen. Vom Februar an bis
Ende Mai ſahen wir nur Regimenter über Regimenter durch
die Stadt ziehen: Dragoner, Küraſſiere, Karabiniers, Huſaren,
Ulanen von allen Farben, Artillerie, Munitionswagen,
Krankenwagen, Gepäckwagen, an agen, immer fort und
fort wie ein endlos vorüberrollender Strom.

Ich erinnere mich noch, daß dieſer Zug von Grenadieren
eröffnet wurde die Ffebe, mit Ochſen beſpannte Wagen bei
ſich führten. Die Ochſen vertraten die Stelle der Pferde, um
ſpäter, wenn die Vorräte aufgezehrt ſein würden, zur Nah-
rung zu dienen. „Welche gute Jdee!“ ſagte jeder. „Wenn
die Grenadiere nicht mehr die Ochſen ernähren.“ Unglück-
licherweiſe wußten diejenigen, die das ſagten, nicht, daß die
Ochſen nur ſieben bis acht Meilen täglich zurücklegen können
und auf acht Marſchtage zum mindeſten eines Ruhetages be
dürfen, ſo daß den armen Tieren bereits die Hufe lten,
der Geifer aus dem Maule floß, die Augen aus dem Kopfe
ſtanden, der Hals in den Schultern ſteckte und ihnen nur noch
Haut und Knochen blieb. Drei Wochen lang ſah man Reihen
dieſer Tiere, ganz von Bajonettſtichen zerfetzt, durch die Stadt
traben. Das Fleiſch wurde ſehr wohlfeil, denn man ſchlug
viele von dieſen Ochſen nieder, aber nur wenige Perſonenwollten es, da krankes Fleiſch ungeſund iſt. Se gelangten
nicht einmal zwanzig Meilen über den Rhein hinaus.

dem

De —=—ST
Franzöſiſchen Tore, zog der Heerſtraße nach über den Parade-
platz und zum Deutſchen Tore wieder hinaus.

Am frühen Morgen des 10. Mai 1812 endlich verkündeten
die Kanonen des Arſenals den Herrn des ganzen. Jch ſchlief
noch, als der erſte Schuß fiel und die kleinen Scheiben meines
Fenſters wie eine Trommel erklirren ließ, und beinahe im
ſelben Augenblick öffnete Herr Goulden, ein brennendes Licht
in der Hand, meine Tür und ſagte:

„Steh auf er iſt dal
Wir öffneten das Fenſter. Jn der Dunkelheit der Nacht

ſah ich etwa hundert Dragoner, von denen mehrere brennende
Fackeln trugen, in ſcharfem Trabe unter dem Franzöſiſchen
Tore hervorkommen. Der Fackelzug glitt wie der Wieder-
ſchein einer Feuersbrunſt über die Faſſade der Häuſer hin,
und aus allen Fenſtern hörte man endloſe Rufe: „Es lebe der
Kaiſer! Es lebe der Kaiſerl“

Jch betrachtete gerade den Wagen, als ein Pferd gegen den
Pfahl, an den der Schlächter Klein die Ochſen feſtzubinden
pflegte, anrannte und ſtürzte. Wie eine tote Maſſe ſchlug der
Drogoner mit ausgeſpreizten Beinen zu Voden, der Helm
rollte in den Rinnſtein, und im ſelben Augenblick beugte ſich
ein Kopf aus dem Wagen, um zu ſehen, was es gäbe, ein dicker,
bleicher, breiter Kopf mit einem Haarbüſchel auf der Stirn
das war Napoleon. Er hatte die Hand erhoben, als ob er eine
Priſe nehmen wolle, und ſprach einige Worte. Der Offizier,
der neben dem Kutſchenſchlage ritt, beugte ſich herab, um ihm
Antwort zu geben. Er nahm ſeine Priſe und bog um die Ecke,
während die Rufe ſich verdoppelten und die Kanonen donner-
ten.

Das war alles, was ich ſah.
Der Kaiſer hielt nicht in Pfalzburg an. Während er bereits

auf der Straße nach Zabern weiterfuhr, gab die Artillerie ihre
letzten Schüſſe ab. Dann wurde es wieder ſtill. Die Wacht-
mannſchaften am Franzöſiſchen Tore zogen die Brücke wiederauf, und der alte her fragte wie

„Du haſt ihn geſehen
„Ja, Herr Goulden.“
„Schön!“ ſagte er. „Dieſer Mann hält unſer aller Leben

in der Hand, er brauchte nur über uns hinzuhauchen, und es
würde aus mit uns ſein. Danken wir dem Himmel, daß er
nicht böswillig iſt, denn ſonſt würde die Welt entſetzliche
Dinge ſehen wie zu den Zeiten der Barbaren-Könige und der
Türken.“

Er ſchien ganz in Gedanken verſunken. Nach einer Minute
fügte er dann hinzu:

„Du kannſt wieder zu Bett gehen. Da ſchlägt's eben erſt
drei Uhr

Er kehrte in ſein Zimmer zurück, und ich legte mich wieder
zu Bett. Nach dem Tumulte ſchien mir die Stille draußen ungewähnlich tief und big zum Morgengrauen dachte e

läſſig an den Kaiſer. Auch der Dragoner lag mir im Sinn,
und ich wünſchte zu wiſſen, ob er an dem Sturze geſtorben
wäre. Am andern Tage erfuhren wir, daß man ihn in das
Hoſpital geſchafft hatte, und daß er davonkommen würde.

Von jenem Tage ab bis Ende September ſang man viele
Tedeum in der Kirche und feuerte auch jedesmal einundzwangi
Kanonenſchüſſe ab für jeden neuen Sieg. Das geſchah
immer morgens, und Herr Goulden rief dann ſofort:

„He, Joſeph! noch eine gewonnene Schlacht! fünfsiatav t
esTote, fünfundzwanzig Fahnen, hundert Kanonenl

geht gut die Sache macht ſich. Es bleibt jetzt nur noch
r uſle Aushebung vorzunehmen, um die Gefallenen zu er
etzen
Dabei ſtieß er die Tür auf und ich ſah, wie er gens es

grämlich, ganz kahlköpfig, in Hemdsärmeln und mit entblöß
tem Halſe ſich im Waſchbecken das Geſicht wuſch.
„Glauben Sie, daß man auch die Lahmen nehmen wird, Herr

Goulden?“ fragte ich ängſtlich.
„Nein, nein,“ entgegnete er gutherzig, „fürchte nichts, mein

Kind. Du würdeſt in aller Wirklichkeit nicht dienen können.
Wir werden das ſchon einrichten. Arbeite nur tüchtig und
mach dir wegen des Uebrigen keine Sorgen.“

Er ſah meine Unruhe, und das ſchmerzte ihn. Jch habe mein
Lebtag keinen beſſern Menſchen kennen gelernt. Später kleidete
er ſich an, um die Uhren in der Stadt, bei dem Herrn Platz
kommandanten, dem Herrn Bürgermeiſter und andern ange
ſehenen Perſonen, aufzuziehen. Jch blieb zu Hauſe. Herr
Goulden kehrte erſt nach dem Tedeum zurück. Er zog ſeinen
weiten, nußbraunen Rock aus, legte die Perücke wieder in die
32htel, zog ſeine ſeidene Mütze über die Ohren und ſagte

ei:
„Die Armee iſt in Wilna oder auch in Smolensk ich

habe es eben beim Herrn Kommandanten gehört. Gebe Gott,
daß wir nur noch diesmal die Oberhand behalten, und daß es
endlich zum Frieden kommt je eher je beſſer, denn der
Krieg iſt etwas Entſetzliches.“
„Jch bedachte noch dabei, daß man, wenn wir Frieden be

kämen, nicht mehr ſoviel Menſchen brauchen würde, und daß
ich mich dann mit Katherine würde verheiraten können der
kann ſich daher denken, wie inbrünſtig ich für den
des Kaiſers betete.

(Fortſetzung folgt.)

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.
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jährige Kaſſenmitglieder der jetzigen Allgemeinen Ortskranken-
kaſſe, ferner diejenigen der am 31. Dezember 1913 zu ſchließen-
den und der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zu überweiſenden
Kaſſen, und zwar: a) der Ortskrankenkaſſe für das Bau
gewerbe, b) der Ortskrankenkaſſe für Zigarrenmacher, c) der
Betriebskrankenkaſſe der Eilenburger Kattun-Manufaktur-
Aktiengeſellſchaft, d) der Betriebskrankenkaſſe der Luckenwalder
Tuchſabrik A.-G., C. F. Bönicke, e) der Betriebskrankenkaſſe
der Firma F. A. Miſtſcherlich.

Die Wahl iſt geheim und findet nach den Grundſätzen der
Verhältniswahl mittels ſtreng gebundener Liſten ſtatt. Wähl-
bar ſind nur volljährige Deutſche. Nicht wählbar iſt, 1. wer
infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Aemter verloren hat, 2. wer infolge ge-
richtlicher Anordnung in der Verfügung über ſein Vermögen
beſchränkt iſt. Zu wählen ſind von den Unternehmern 10 Ver-
treter und 5 Erſatzmänner, von den Verſicherten 20 Vertreter
und 10 Erſatzmänner. Die Erſatzmänner müſſen auf den
Wahlvorſchlägen als ſolche bezeichnet werden. Jeder Wahl
vorſchlag darf nur ſoviel Bewerber nennen, als Vertreter und
Erſatzmänner zu wählen ſind. Enthält ein Wahlvorſchlag
mehr Bewerber, als zugelaſſen ſind, ſo werden diejenigen ge-
ſtrichen, deren Namen den in der zugelaſſenen Zahl von ihnen
genannten folgen. Die einzelnen Vewerber ſind unter fort-
laufender Nummer aufzuführen, die die Reihenfolge ihrer
Benennung ausdrückt, und nach Familien und Rufnamen, Be
ruf und Wohnort zu bezeichnen. Bei Verſicherten iſt auch der
Unternehmer, bei dem ſie beſchäftigt ſind, anzugeben. Mit den
Wahlvorſchlägen für Verſicherte iſt von jedem Bewerber eine
Erklärung darüber vorzulegen, daß er zur Annahme der Wahl
bereit iſt. Verbundene Wahlborſchläge werden nicht zugelaſſen.

Die Wahlvorſchläge ſind geſondert für die beteiligten Unter
nehmer und Verſicherten aufzuſtellen und müſſen von minde-
ſtens 10 Stimmen unterzeichnet ſein. Jn jedem Wahlvorſchlag
iſt ein Vertreter des Wahlvorſchlags und ein Stellvertreter
aus der Mitte der Unterzeichner zu bezeichnen. Jſt dies unter-
blieben, ſo gilt der erſte Unterzeichner als Vertreter des Wahl-
vorſchlags und der zweite als ſein Stellvertreter.

Wahlvorſchläge ſind ſpäteſtens bis Montag, den
11. Auguſt dieſes Jahres im Geſchäftslokale der unterzeich-
neten Kaſſe einzureichen, wo ſie nach der Reihenfolge ihres
Eingangs mit Ordnungsnummern verſehen, geprüft und nach
ihrer Zulaſſung an derſelben Stelle von den Wahlberechtigten
eingeſehen werden können. Die Wahlvorſchläge ſind ungültig,
wenn ſie verſpätet eingereicht werden, oder wenn ſie nicht mit
den erforderlichen Unterſchriften verſehen, oder wenn die Be-
werber nicht in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſind, es ſei
denn, daß die Mängel rechtzeitig beſeitigt werden, was jedoch
ſpäteſtens zwei Wochen vor dem Wahltag geſchehen ſein muß.
Bis zu dieſem Zeitpunkte können auch Wahlvorſchläge zurück-
genommen werden.

Beſondere Wählerliſten werden nicht aufgeſtellt. Zur
Prüfung der Wahl- und Stimmberechtigung dient das Unter-
nehmer- und Mitgliederverzeichnis, welches im Geſchäftslokale
der Kaſſe eingeſehen werden kann. Etwaige Einſprüche gegen
die aus demſelben ſich ergebende Wahl- und Stimmberechtigung
ſind ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Wahlgang unter Beifügung
von Beweismitteln an der gleichen Stelle zu erheben.

Das Wahlrecht iſt in Perſon auszuüben. Die Wähler haben
ſich erforderlichenfalls über ihre Perſon und Wahlberechtigung
auszuweiſen. Die Stimmzettel ſollen von weißer Farbe ſein
und die Namen derjenigen Bewerber enthalten, denen der
Wähler ſeine Stimme geben will. Er darf nur ſoviel Namen
enthalten, als Vertreter und Erſatzmänner zu wählen ſind. An
Stelle der Aufzäblung der Namen genügt auch der Hinweis
auf die Ordnungsnummer des Wahlvorſchlags.

Stimmzettel, die mit keinem der zugelaſſenen Wahlvorſchläge
übereinſtimmen, oder die oder deren Umſchläge ein Merkmal
haben, welches die Abſicht einer Kenntlichmachung wahrſchein-
lich macht, oder die unterſchrieben ſind, ſind ungültig. Das-
ſelbe gilt von Stimmzetteln, die ſich nicht in einem mit dem
Stempel der Kaſſe verſehenen Umſchlag befinden.

Mücheln. Zum Bau der Fernbahn MerſeburgMücheln ſollte die Stadt Mücheln eine einmalige Beihilfe von

10 000 M. ſowie jährlich einen Zuſchuß von 1000 M. auf die
Dauer von 10 Jahren leiſten. Ferner ſollten ſich die ſtädtiſchen
Körperſchaften damit einverſtanden erklären, daß die Bahn auf dem
Oelberg ſtatt am Gaſthaus zum Hirſch endet. Der Magiſtrat
wollte 5090 M. jährlich auf 20 Jahre bewilligen. Die Stadt-

verordneten lehnten dieſe Vorſchläge klugerweiſe ab und wollen
die Bahn bis zum Marktvplatze verlängert wiſſen und dann erſt
Opfer bringen. Hoffentlich haben die Stadtväter aus den Er-
fahrungen anderer Kommunen gelernt und laſſen ſich nicht von
der profitlüſternen Kapitaliſtengeſellſchaft übers Ohr hauen.

Die
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Laucha. Aus dem Stadtparlament. Jn der letzten Stadt
verordnetenſitzung wurde zunächſt beſchloſſen, die Freitreppe des
Rathauſes zu überbauen, und zwar unter der Bedingung, daß das
rechteckige Fenſter im Erdgeſchoß an der Nordſeite als Rundbogen-
fenſter herzuſtellen iſt. Regierungsbaumeiſter Zimmermann aus
Naumburg, den man in dieſer Angelegenheit zu Rate gezogen
hatte, wandte ſich gegen die Ausführung als Rundfenſter. Mit
Rückſicht auf deſſen Erklärung wurde beſchloſſen, die Bedingung,
das Fenſter als Rundfenſter herzuſtellen, fallen zu laſſen. Der
Abſchluß der Stadthauptkaſſe für das 4. Quartal 1912 zirkulierte
unter den Stadtverordneten zur Kenntnisnahme. Ein Geſuch der
Bureaugehilfen um eine Unterſtützung zur Erlernung der Steno-
graphie wurde mit 9 gegen 3 Stimmen abgelehnt. Die Obſt-
verpachtung brachte der Stadt eine Einnahme von 4232 Mk., und
den Separations Jntereſſenten eine ſolche von 455 Mk. Die
ſtädtiſche Tiefbaudeputation beantragte die Pflaſterung der Kieth-
ſtraße und ſchlug vor, der Neupflaſterung ſämtlicher Straßen der
Stadt ſofort näher zu treten. Nach eingehender Beſprechung dieſer
Vorlage wurde, mit Rückſicht darauf, daß vorläufig weder an die
Ausführung der zentralen Waſſerverſorgung, noch einer allgemeinen
Abwäſſerbeſeitigung zu denken ſei, beſchloſſen, die Kiethſtraße noch
in dieſem Jahre mit Schlackenſteinen pflaſtern zu laſſen. Zwecks
Pflaſterung der Bürgerſteige wurde der Bürgermeiſter und die
Tiefbaudeputation beauftragt, in Camburg Umſchau zu halten, um
dann eine Vorlage über die durch die Pflaſterung entſtehenden
Koſten zu machen. Hierbei wurde gleichzeitig Kenntnis genommen

von einem Schreiben des Gewerbevereins, der die Abführung der
Tagewäſſer durch Sonderleitungen in den einzelnen Grundſtücken
empfiehlt. Erwähnt wurde noch, daß als zweite Straße die Herrn-
ſtraße bald gepflaſtert werden ſoll. Jn einem Geſuch bat die
Schützengilde um Erſtattung der Koſten für die Verbeſſerung des
Schießſtandes. Stadtverordneter Vollmann beantragte die Be-
ſchlußfaſſung hierüber zu vertagen, dem die Verſammlung auch
zuſtimmte. Auf Antrag des Magiſtrats ſollen dem Komitee zur
Bekämpfung der Flußverunreinigungen durch die Kaliwerke 20 Mk.
zugewieſen werden. Stadtverordneter Dr. Auſum beantragte 50
Mark, der Magiſtratsantrug wurde aber angenommen. Die Spar-
keſſe weiſt bis Mitte Mai eine Einnahme von 1014 258,61 Mk.
auf. Die Ausgabe für den gleichen Zeitraum beträgt 1 0146 59,87
Mark. Die Stadtkaſſe hat eine Einnahme bis Mitte Juni von
59 236,30 Mk. und eine Ausgabe von 58868,55 Mk. Beſtand iſt
ſomit 367,75 Mk. Zum Schluß wurde noch dem Kaufmann Paul
Fügner die Anlegung einer Klingelleitung vom Bahnhof nach
ſeinem und dem Mayſchen Hauſe gegen eine jährliche Anerkennungs-
gebühr von 1,50 Mk. genehmigt.

Eisleben. Willkürliche Lohnbeſchlagnahme. Die Stadt
Eisleben braucht Geld, viel Geld, und muß daher alle möglichen
Mittel anwenden, um ſolches zu beſchaffen. Dabei kann es
paſſieren, daß ſie manchmal Wege einſchlägt, die weder mit den
landläufigen humanitären Rückſichten (Entlaſſung von gebrechlichen
Arbeitern uſw.) im Einklang zu bringen ſind, noch mit der Aus-
legung der Geſetze. Kürzlich belegte die Verwaltung einem Arbeiter
ſeinen Lohn mit Beſchlag, weil er mit Schulgeld im Rückſtand
war. Heute wird uns ein Fall gemeldet, wonach ſeitens der
Kämmereikaſſe der Lohn mit a belegt wurde, weil der be
treffende Arbeiter die Koſten für die Unterbringung ſeines Sohnes

in eine Fürſorgeanſtalt nicht bezahlte, ebenſo einen dem Kinde
gelieferten Anzug. ollte Sadwerden, und nun hat die geldbedürftige Kämmereikaſſe geglaubt,
den rechten Weg zu finden, wenn dem Vater ſein ſauer verdienter
Lohn vor der Naſe abgezogen wird. Die Sache hat aber einen
Haken, und zwar einen recht großen. Das Vorgehen der Stadt
läuft in dieſem Falle dem Geſetze direkt zuwider. Sie kann das
Lohnbeſchlagnahmegeſetz in höchſtem Falle anweden, wenn der
Mann mehr als 1500 Mk. im der verdient hätte, aber auch
dann iſt es zweifelhaft, ob gerade dieſes Geſetz hier angewendet
werden kann. Hoffentlich iſt der Arbeiter damit nicht einverſtanden
und beſchreitet den Beſchwerdeweg.

Sangerhauſen. Gegen den Schießunfug der Jung-
deutſchlandhelden. Der Landrat des Kreiſes Sanger-
hauſen erläßt folgende Bekanntmachung:

„Der Gebrauch von Schießgeräten bei Veranſtaltungen
für die ſchulentlaſſene männliche Jugend führt leicht zu Un-
zuträglichkeiten und Unfällen. Die Ortsausſchüſſe für
Jugendpflege erſuche ich, derartige Veranſtaltungen nicht
uzulaſſen.“
Ja, ja: Die Geiſter, die man rief

Keibra. Gewerkſchaftsfeſt. Die hieſige organiſierte
Arbeiterſchaft hielt am Sonntag ihr erſtes Gewerkſchaftsfeſt ab.
Das Feſt ſollte eigentlich in der Sängerhalle gefeiert werden, als
aber alle Vorbereitungen getroffen waren, erwieſen ſich die Räum

lichkeiten als zu klein. Wir mußten uns deshalb nach einem
Privatgrundſtück umſehen. Herr Rittergutsbeſitzer Herrmann, ein
konſervativer Mann, ſtellte uns ſein Wieſengrundſtück in an-
erkennenswerter Weiſe zur Verfügung. Das Feſt ſelbſt war ein
wohlgelungenes. Der Aufzug von der Sängerhalle aus nach dem
Feſtplatz war ein impoſanter. Die Feſtrede hielt der Genoſſe
Schröter aus Sangerhauſen. Daran ſchloſſen ſich Spiele der
Jugend, Aufführungen der freien Turner und einige Lieder des
hieſigen Arbeiter-Geſangvereins. Hoffentlich bleibt die Wirkung
auf die noch Unorganiſierten nicht aus.

Voigtſtedt. E in Volksblatt- Austräger wird hier
zum 1. Auguſt geſucht. Meldungen ſind an den bisherigen
Boten, Gen. Steinhoff, oder den Verlag in Halle zu richten.

Wittenberg. Kartellfitzung. Zunächſt wurde ein An-
trag angenommen, die vom Kartell für die durchreiſenden
Kollegen, die am Orte keine Zahlſtelle haben, gezahlten 50 Pf.
wegfallen zu laſſen. Als Rechnungsführer für die Volksfür-
ſorge iſt Genoſſe Schaber gewählt worden. Das Bureau be-
findet ſich Adlerſtraße 1. Die Abrechnung vom 2. Quartal er-
gab eine Einnahme von 317,52 Mk. und eine Ausgabe von
204,63 Mk., ſo daß ein Kaſſenbeſtand von 112,89 Mk. verbleibt.
Beim Gewerkſchaftsfeſt wurde ein Ueberſchuß von 30,78 Mk.
erzielt. Jn der folgenden Debatte wurde darauf hingewieſen,
das Feſt nicht allzu ſehr als Kinderfeſt zu feiern, ſondern
mehr Gewicht auf die Beteiligung der Mitglieder ſelbſt zu
legen. Den Bericht von der Kartellkonferenz in Halle gab
Genoſſe Trapiz. Zum Schluſſe ſeiner Ausführungen gab er
noch bekannt, daß die Beiträge an das Kartell nicht mehr nach
den geleiſteten Beiträgen, ſondern nach der angegebenen Mit-
glicderzahl abgeführt werden müſſen. Zu der am 16. und
17. Auguſt in Leipzig ſtattfindenden Gewerbegerichtsbeiſitzer
konferenz wurde Kollege Gehre, als Erſatzmann Kollege
kirſten gewählt. Jn den Ausſchuß der neuen Krankenkaſſe, die

am 1. Januar 1914 in Kraft tritt, ſind 40 Vertreter der Ar
beitnehmer, 20 Vertreter der Arbeitgeber ſowie dieſelbe Zahl
Erſatzmänner zu wählen. Der Vorſitzende erinnerte noch
daran, daß die Liſten zur Stadtverordnetenwahl noch bis zum
30. Juli ausliegen. Zum Schluſſe wurde noch bekannt gegeben,
daß am 30. Auguſt in Kleinwittenberg ein Liederabend, ver-
anſtaltet vom Bildungsausſchuß, ſtattfindet. Nicht vertreten
waren Bauarbeiter 3, Zimmerer 1, Metallarbeiter 1, Maſchi-
niſten und Heizer 1 und Fabrikarbeiter 1 Delegierter.

Mühlberg. Wählerliſten einſehen! Der Magiſtrat
macht bekannt, daß die berichtigte Liſte der ſtimmfähigen
Bürger zur Stadtverordnetenwahl vom 1. bis 16. Auguſt zu
jedermanns Einſicht während den Dienſtſtunden im Geſchäfts-
zimmer ausliegt. Einwendungen gegen die Richtigkeit der
Liſte können nur während obiger Friſt angebracht werden. Die
Arbeiter werden erſucht, dies zu beachten und ſich ihr Wahl-
recht zu ſichern. Ueber alle Bürgerrechtsangelegenheiten
wende man ſich an die Bürgerrechtskommiſſion, die auch alle
Einſprüche gegen die Liſte ſowie die Einſichtnahme für alle
Arbeiter vornimmt. Es ſind nur noch ſehr wenig Arbeiter,
die, da die Stadtverwaltung gewiſſenhaft Bürgerrechtsgelder
eingezogen hat, ihr Wahlrecht noch nicht beſitzen. Es darf kein
Arbeiter verſäumen, ſich ſein Wahlrecht zu ſichern.

Gorden. Diesmal war es nichts. Der Gaſtwirt Böhmichen
und ein hieſiger Genoſſe hatten vom Amtsvorſteher je ein Straf-
mandat über 30 Mk. erhalten. Der Genoſſe ſollte eine öffentliche
Tanzmuſik ohne polizeiliche Genehmigung veranſtaltet haben und
der Gaſtwirt ſollte ohne dieſer Genehmigung ſein Lokal dazu her-
gegeben haben. Da es ſich aber um ein Vereinsvergnügen han-
delte, das geſchloſſen veranſtaltet worden war, fühlten ſie ſich nicht
ſchuldig und beantragten richterliche Entſcheidung. Das Schöffen-
gericht in Elſterwerda mußte ſelbſtverſtändlich beide freiſprechen,
weil nachgewieſen werden konnte, daß das Vergnügen ein ge
ſchloſſenes war und daß nur eine beſtimmte Anzahl Perſonen
daran teilgenommen hatten.

Weißenfels. Rückgang der Schlacht ungen. Jm ab-
gelaufenen Etatsjahr 1912 iſt die Zahl der Schlachtungen
gegen 1911 von 18 442 auf 17557 geſunken. Jm Jahre
1910 betrug die Geſamtzahl der Schlachtungen noch 18 763. Von
den einzelnen Tiergattungen ſind im vergangenen Jahre ge-
ſchlachtet worden 170 Ochſen (1911 167), 203 Bullen (265), 1873
Kühe (2055), 47 Jungrinder (42), 2703 Kälber (3082), 9870
Schweine (10 216), 2166 Schafe (1816), 314 Ziegen (582), 211
Pferde (214).

Allerlei.
Die Urſache der Eifenbahnkataftrophe in Dänemark.

Die Generaldirektion der däniſchen Staatsbahnen hat über die
Urſache des Eiſenbahnunglücks bei Bramminge einen Bericht an
den Verkehrsminiſter geſandt, indem es u. a. heißt: Bei den am
Sonntag vorgenommenen Verhören iſt feſtgeſtellt worden, daß die
freie Strecke zwiſchen Lunderskow und Esbjerg zweimal am
Tage kontrolliert wird. Die letzte Kontrolle war am Sonnabend
morgen erfolgt. Man war jedoch dabei beſchäftigt, an den Gleiſen
einige Berichtigungsarbeiten vorzunehmen, um dieſe wieder in
normale Höhe zu bringen. Dabei mußte die Füllung zwiſchen
den Schienen zum Teil entfernt werden, was bewirkte, daß die
Schienen in ihrer ganzen Höhe der ſtarken Hitze ausgeſetzt waren.
Das hatte zur Folge, daß die Schienen auf eine kurze Strecke
etwa 2 Zoll aus ihrer normalen Stellung gerückt waren. Die
Gleiſe waren kurz vor dem Eintreffen des Zuges wieder in ihre
normale Lage gebracht worden. Es iſt daher anzunehmen, daß
der Zug bei dem Paſſieren der Stelle Erſchütterungen der Schienen
hervorgerufen hat, ſodaß dieſe in die unnormale Lage zurück-
federten und dadurch eine kürzere und zu ſcharfe Kurve bildeten,
die die Lokomotive nicht ungehindert paſſieren konnte.

Einſturz eines Warenhauſes.
Wahrſcheinlich infolge der Abgrabungen, die in Budapeſt für

einen Neubau in der Nachbarſchaft vorgenommen wurden, ſtürzte
geſtern das Waren aus Senafſſy plötzlich ein. Der leitende Archi
tekt des Neubaues war durch Riſſe in der Feuermauer aufmerkſamgeworden und der Jnhaber des Warenhauſes hatte das Publikum

und das Perſonal beizeiten r. können, das Haus zu ver
laſſen, ehe der Einſturz wirklich

Bare 45 Mk. ſollten für dieſe Sachen bezahlt
Vom Blitz erſchlagen.

Jn Schilfa, Kreis Weißenſee (Thüringen), ſchlug während
eines Gewitters der Blitz in eine Gruppe von Arbeitern. Zwei
polniſche Arbeiter wurden getötet, die Frau des Getöteten
wurde vollſtändig gelähmt.

Jn Eſchweiler ſchlug der Blitz in die Gruppe einer Mädchen
kongregation aus Langerwehe ein, die ſich auf einem Ausflug nach
der Schevenhütte befand. Sämtliche Mädchen wurden betäubt.
Fünf ſind durch Brandwunden ſchwer verletzt, zwei erlitten
leichte Verletzungen.

Auf dem Brandjoch in Jnnsbruck wurde während eines Ge
witters ein Touriſt vom Blitze getötet, einige andere betäubt
und leicht verletzt.

Brenuendes Getreidefeld.
An der Bahnſtrecke Stettin--Paſewalk in der Nähe der Station

Grabow wurde durch Funkenflug aus einer Lokomotive
ein etwa hundert Morgen großes Gerſtenfeld, auf dem ſich die ge
mähte Gerſte in Mandeln befand, in Brand geſetzt. Zirka 100
Schnitter des Gutes Aramin, zu dem das Feld gehört, und viele
Bahnarbeiter leiſteten Löſchhilfe. Trotzdem wurde der weitaus
rößte Teil des Getreides vernichtet. Der Schaden beträgt über
9 000 Mark.

Der verloſte Doktorhut.
Daß in manchen ſüd amerikaniſchen Staaten Doktor-

Diplome gekauft werden können, und daß ab und zu auch der
Profeſſortitel dort für nicht allzu hohen Preis zu haben iſt.
dieſe hübſche Tatſache iſt ſchon oft genug feſtgelegt und daher
nicht einmal mehr ein öffentliches Geheimnis. Jmmerhin
ſtellt eine Ausſchreibung, die die Cooperativa universitaria
zu Sao Paulo im Anzeigenteil einer großen Zeitung der gleich-
namigen Stadt erlaſſen hat, eine bis jetzt unübertroffene
Leiſtung dar. Sie verkauft nicht nur Diplome, nein, ſie ve r-
loſt ſie ſogar; es braucht ſich alſo keiner der wahrſcheinlich
ſehr Zahlreichen, die gelehrte Doktoren, Profeſſoren, Notare
oder kundige Hebammen werden wollen, perſönlich zu be-
mühen. Die Anzeige hat folgenden Wortlaut:

„Cooperativa universitaria de Sao Paulo. Diplome für
Mediziner, Jngenieure, Advokaten, Apotheker, Zahnärzte, Heb-
ammen, Agronomen, Buchhalter. Notare und Profeſſoren
gegen 30 WMeiilreis. Zur Erleichterung der Zahlung kann die
Taxe in zweiwöchentlichen Raten gemacht werden mit Remiſ-
ſionsausloſung nach der pauliſtaner Lotterie. An des
Leſens unkundige Jndividuen werden keine
Diplome abgegeben; jeder Kandidat iſt verpflichtet, das Ein
ſchreibungsbuch mit eigener Hand zu unterzeichnen.“

Die Doktordiplome werden alſo in dem glücklichen Sao
Paola ebenſo ausgeloſt wie Taſchenuhren, Spazierſtöcke und
Grammophone. Man macht eine Anzahlung und bekommt
eine numerierte Quittung. Entſpricht nun dieſe Nummer den
letzten Zahlen des erſten Gewinnes der Staatslotterie an
einem beſtimmten Tage, ſo iſt man wohlbeſtallter Mediziner,
Jngenieur oder Hehamme. Nicht genug an dieſem Syſtem
der „universitaria“ kann die erfreuliche Tatſache gerühmt
werden, daß die betreffenden Diplome keine Unberufenen
zieren werden: an Analphabeten werden ſie nicht
jeder Notar oder Profeſſor muß mindeſtens ſeinen Namen
ſchreiben können. Bald wird Sao Paolo überfüllt ſein von
Profeſſoren und Doktoren.

Verſammlungsberichte.
z welche ſpäter als zehn Tage nach Statt-finden der Verſammlung eingehen, finden keine Aufnahme.

Buchbinder. Am 19. Jnli fand im Volkspark unſere General
verſammlung ſtatt. Genoſſe Mücke hielt einen mit Beifall auf
genommen Vortrag über die Volksfürſorge. Dem Berichte des
Vorſtandes war zu entnehmen, daß die Mitgliederzahl im letzten
Quartal um 11 zugenommen hat, gegenwärtig beträgt ſie 260.
Da am 20. Auguſt die Vertreterwahlen zur Ortskrankenkaſſe ſtatt
finden, wurden 8 Kollegen dem Kartell vorgeſchlagen. Allen
Kollegen muß es zur Pflicht gemacht werden, ſich an der Wahl
zu beteiligen. Beſchloſſen wurde noch, 20 Stück der Broſchüre:
Die Unfallgefahren in der Papierverarbeitungs-Jnduſtrie zu be
ziehen. Zur Belehrung der Mitglieder ſollen die Broſchüren in
den Werkſtuben zirkulieren. Zu einer lebhaften Ausſ rache kam
es über die Konſumvereine. Die Großeinkaufsgeſellſchaft bezieht
Waren von Firmen, die ihre Verpackungen in Betrieben herſtellen
laſſen, die dem Deutſchen Buchbinder-Verbande feindlich gegen
über ſtehen. Daß die Leitung des Volksblattes nicht zu bewegen
iſt, einen Kollegen in ihrem Betriebe anzuſtellen, wurde lebhaft
bedauert.

Unſere FilialExpeditionen,
in denen Jnſerate und Abonnements Beſtellungen zu Original
preiſen entgegengenommen werden, ſind:

A. Albrecht, Zigarrenhandlung, Lindeunſtr. 54,
E. Bendlin, do. Torſtr. 43,J. Schneider, do. Beeſenerſtr. 23,
J. Sanow, do. Geiſtſtr. 5,Paul Leuſchner, do. Mittelwache L,
E. Jungmann, do. Pfännerhöhe 33.
G. Gerig, Materialwarenhandlung, Triftſtr. 28,

Haupt-Expedition, Harz 42/43.

Die Verhütung der Uebertragung pargſitärer Haargebilde
iſt geradezu eine Sorge der Hygiene geworden die Bekämpfung
derſelben gehört mit zu den ſchwierigſten Kapiteln unſerer modernen
Kulturhygiene. Jn der Prophylaxis (Vorbeugung) liegt hier die
Heilung. Der er ar Hygieniker wird in einer regelmäßigen
konſequenten etgig un und t des Haares und der Kopfhau
das Mittel zur Hebung der phyſiologiſchen Funktionen derſelben
erblicken. Daß dieſe Hygiene des Haares am zweckmäßigſten mit
dem bekannten Kopfwaſchpulver „Shampoon mit dem ſchwarzen
Kopf“ durchgeführt wird, ad S werden. Die Bedeutung
dieſes Mittels und ſeiner Abkömmlinge in Form von Teer, Eigelb,
Kamillen-Shampoon mit dem ſchwarzen Kopf wird allſeitig erkannt.
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